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Berlin den 2. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Geheimen Poſtrath von Pritz⸗ 
buer, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; dem Oberſten a. D. v. Brauſe, 
dem Oberſt⸗Lieutenant a. D., Heim, dem Prediger Gericke zu Käthen, im 
Reg.⸗Bez. Magdeburg, und dem kathol. Pfarrer Con ſt. Leſinski zu Luſchwitz, 
im Kreiſe Frauſtadt, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe zu verleihen; dem 
Militair⸗Oberprediger des 7. Armee⸗Corps, Dr. Schickedanz in Münſter, den 
Charakter eines Konſiſtorial⸗Raths beizulegen; und dem Haupt⸗Steueramts⸗Ren⸗ 
danten Schubert in Magdeburg den Dieuſt⸗Charakter als Rechnungs-Rath zu 
verleihen. a 

32. DD. die Prinzen Chriſtian und Nikolaus zu Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein⸗Sonderburg⸗ Glücksburg, ſind nach Hallenſtädt; Se. Excellenz der 
General⸗Lieutenaut, General⸗Adjutant Sr. Majeſtät des Königs und Komman⸗ 
deur der 44. Divifion, Graf v. d. Gröben, iſt nach Oſtpreußen, der außeror⸗ 
dentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am Kurfürſtlich Heſſiſchen Hofe, 
Kammerherr Graf v. Galen, nach Kaſſel, und der Königlich Großbritanniſche 
Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am hieſigen Hofe, Graf v. Weſtmore⸗ 
land, nach Strelitz abgereiſt. 


(Die Zuſammenſetzung des Engliſchen Unterhauſes.) Das 
Unterhaus des Engliſchen Parlaments, welches jetzt 658 Mitglieder zählt, beſtand 
urſprünglich und beſteht zum Theil auch jetzt noch, wie die zweite Curie in Preu⸗ 
ßen, aus drei verſchiedenen Ständen, nemlich a) Grafſchaftsritter b) Abgeordne⸗ 
ten der Städte und c) Abgeordneten der Flecken. Zur Zeit Eduard's III war 
das Tagegeld für jeden Grafſchaftsritter auf 4 Schilling (1 Thlr. 12 Sgr.) und 
für jeden Abgeordneten von Städten oder Flecken auf 2 Schilling (27 Sgr.) ſeſt⸗ 
geſetzt, was jedoch die kleineren Ortſchaften damals für eine zu große Ausgabe rr⸗ 
klärten, ſo daß ſie behaupteten, die dem Gemeindehaushalt daraus erwachſende 
Laſt werde durch die möglichen Wohlthaten der Vertretung ſchwerlich ausgegli⸗ 
chen. Unter Heinrich VI. zählte das Unterhaus nicht mehr als 300 Mitglieder; 
bis zur Zeit Heiurich's VIII. kamen 31 hinzu, und bis zur Zeit Karl's II. aber: 
mals 182, wozu bei der Union Englands und Schottlands 45 Schottiſche Mit⸗ 
glieder und endlich bei der Vereinigung der Legislatur Irlands mit der von Groß: 
britannien 100 Iriſche Mitglieder traten. Die auf dieſe Weiſe entitandene Zahl 
von 658 Mitgliedern iſt auch durch die im Jahr 1832 bewirkte Parlaments re⸗ 
form, in Folge deren viele verrottete Flecken das Wahlrecht verloren, welches auf 
neuere große Städte überging, beibehalten worden. Der Reformbill zufolge be⸗ 
ſitzt allein die Stadt London (die City) das Vorrecht, vier Mitglieder in das Un⸗ 
terhaus zu ſenden; 135 Städte und andere Ortſchaften (boroughs) in England 
und Wales — mit Einſchluß der beiden Univerſitäten Orfort und Cambridge — 
wählen jede zwei Mitglieder und 67 Städte und Ortſchaften jede ein Mitglied. 
Um wählbar zu ſein, muß man (nach der 48. Akte im erſten und zweiten Regie 
rungs jahre Viktoria's) in den Grafſchaften ein reales oder perſönliches Eigenthum 
mit einem Einkommen von 600 Pfd. (4200 Thlr.) jährlich, und in den Städten 
halb fo viel beſitzen. Die Vertreter der Unioerſitäten bedürfen eines ſolchen Vers 
mögensnachweiſes nicht. Auch die älteſten Söhne von Pairs oder von Perſonen, 
welche ihrem Vermögen nach Grafſchaftsritter fein können, find davon ausgenom⸗ 
men. In Schottland iſt der Vermögens beſitz nicht als Bedingung der Wahlbar⸗ 
feit feſtgeſtellt. Vom Unterhaus ausgeſchloſſen Ind durch beſondere Geſetze: Eng⸗ 
liſche und Schottiſche Pairs; Irländiſche Pairs jedoch nur inſofern ſie zu reprä⸗ 
ſentativen Pairs für Irland erwählt worden; beſtellte Richter, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des Master of the Rolls in Eugland; diejenigen Staatsbeamten, welche 
Stellen bekleiden, die ſeit dem 25 Oktober 1705 ins Leben gerufen worden; 
alle Geiſtlichen, und zwar ſowohl der Anglikaniſchen und der Schottiſchen als der 
Katholiſchen Kirche, und endlich alle diejenigen Perſonen, die mit der Regierung 


in irgend einem Lieferungs- oder Kontraktsverhältniſſe ſtehen. Wer in einem ſol⸗ 
chen Verhältniſſe ſich befindet und gleichwohl im Parlament ſitzt, hat für jeden 
Tag, den er in demſelben zugebracht, 500 Pfd. Strafe zu bezahlen. Wenn ein 
Mitglied bankerott wird, wird es ein Jahr lang vom Parlament ausgeſchloſſen, 
in welcher Zeit es ſeine Angelegenheiten regulirt haben muß; iſt dieß nach Ablauf 
der Friſt nicht geſchehen, ſo hat der Sprecher eine neue Wahl anzuordnen. Sons 
ſtige Beſtimmung über die „Beſcholtenheit“ der Parlaments mitglieder find nicht 
vorhanden, mit Ausnahme deſſen, daß fie eben ſo wie die Wähler ihr Recht ver⸗ 
lieren, wenn fie eines Kriminalverbrechens überführt ſind. 


Berlin, den 1. Juni. Die Augsburger Allgemeine Zeitung weiſt in Nr. 
143. die Meinung ab, daß die von der Verfaſſung umſchloſſenen Parteien in 
Deutſchland auch nur den entfernteften Antheil an den jüngſten Exceſſen haben. 
Wir ſtimmen dieſem, was Preußen betrifft, vollſtändig bei. Nun fährt aber 
die Augsb. Allg. tg fort: „Nirgends haben dieſe augenblicklichen Aufregungen 
der unterſten Schichten der Geſellſchaft zu furchtbareren Ausbrüchen geführt, als 
in Preußen, und keinem Preußiſchen Blatte iſt es eingefallen, auf den eben mit 
vollſtem Freimuth ſich bewegenden Preußiſchen Landtag auch nur einen Schatten 
der Verantwortung zu werfen.“ Wenn dies in einer andern Zeitung zu leſen 
wäre, ſo würden wir es als die überflüſſige Redensart eines Korreſpondenten bes 
trachten, der einen Satz weiter ſchreiben wollte und vergaß, daß, abgeſehen von 
allem und jedem Anderen, die Urſachen dieſer Unruhen ja längſt vor dem Lands 
tage vorhanden waren, alſo mit demſelben vernünftigerweiſe überhaupt in keine 
Beziehung geſetzt werden können. Da dieſe Phraſe aber ausdrücklich als Anſicht 
der Redaktion der Augsb. Allg. Ztg. ſich geltend macht, jo müſſen wir nach dem 
Grunde fragen, warum dieſelbe geſchrieben wurde, und können keinen anderen 
finden, als daß es ſich der Augsb. Allg. Ztg. darum handelte, etwas zu verhül⸗ 
len, was fie direct nicht ſagen wollte, nämlich, daß die Ausbrüche in Preußen 
am furchtbarſten geweſen ſeien Wenn die Augsb. Allg. Zig. aber die kurze Auf⸗ 
regung in Berlin und an andern Orten für etwas Furchtbares halten will, ſo 
wollen wie ihr ihren Maßſtab für ihre Ausdrücke gern laſſen; wir ſinden in die⸗ 
fen Worten nur den Schlüſſel zu einer hoͤchſt auffallenden Erſcheinung, die wir 
ſchon ſeit einigen Wochen beobachteten: nämlich, daß die Augsb. Allg. Ztg., 
welche ſonſt häufig die wichtigſten Preußiſchen Ereigniſſe ignorirt oder verkleinert, 
ſeit Wochen mit der größten Emſigkeit auch die kleinſte Bewegung der unterſten 
Volksklaſſen wegen der Theuerungszuſtände in Preußen zu veröffentlichen bemüht 
war. Wir möchten die Redaction fragen, weshalb fie dieſe emſige Vollſtändig⸗ 
keit zu erreichen ſuchte, und wie der Superlativ heißen würde, mit welchem ſie 
z. B. die Galiziſchen Unruhen, welche ſie ſo richtig und beſonnen behandelt hat, 
bezeichnen müßte, wenn die Therungs⸗Exceſſe in Preußen ſchon zu „den furcht⸗ 
bareren Ausbrüchen“ gehören! * RR 

Berlin den 3. Juni. Um ſo viel Leuten, als möglich, während der jetzt 
herrſchenden Theuerung Arbeit zu geben, ſollen ſammtliche Feſtungsbauten in der 
Preußiſchen Monarchie in weit flärferen Angriff genommen werden, als es der 
Geldetat anfänglich beſtimmte. Man will viele arbeitsloſe Menſchen auf dieſe 
Weiſe bis nach der Ernte beſchäftigen. N x 

Den zahlreichen Freunden des Landtags. Abgeordneten ber Weſtphäliſchen Rit⸗ 
terſchaft, Freiherrn v. Vincke, welcher, wie auswärtige Blätter meldeten, vor 
Kurzem hier bedenklich erkrankt war, konnen wir die Nachricht mittheilen, daß 
derſelbe bereits wieder der am 3 1ſten v. Mts. gehaltenen Sitzung der Kurie der 
drei Stände beigewohnt hat. b 

Breslau den 30 Mai. (Bresl. Bl.) Der Graf Reichenbach iſt in der 
bekannten Unterſuchung wegen Verbreitung einer Heinzen'ſchen Broſchüre von dem 
Oberlandesgericht zu Ratibor völlig freigeſprochen worden. — Von den 2000 
Tylrn., welche hier, an der Theaterkaſſe, einem Kaufmann mit der Brieſtaſche 
geſtohlen wurden, iſt eine Berliner Bankobligation über 1100 Thlr. der Polizei 
durch den Dieb ſelbſt mit der Bitte überſandt worden, die geraubte Note an den 


Beſtohlenen zurückzugeben, weil der Dieb von biefer Banknote keinen Gebrauch 
machen könne, und der Diebſtahl wahrſcheinlich eine Familie unglücklich gemacht 
habe. Der Dieb erklärte ſich mit dem Uebrigen, was ihm verbliebe, zufrieden! — 
Am 22. hat ein Hagelwetter die Umgegend von Koſchentin fo heimgeſucht, daß 
nur ein Drittheil der Erndte erwartet wird. Ein gleiches Unglück traf am 25. 
Nachmittags 3 Uhr die Orte Creutzburg, Roſenberg und Landsberg. Die Schloſ⸗ 
fen waren wie Wallnüſſe und haben namentlich an Fenſterſchelben und Korn vie⸗ 
len Schaden gethan. ; 40 
Koblenz. (A. 3.) Wie man hört, iſt der Weihbiſchof von Trier, Hr. Mül⸗ 
ler, zum Biſchof von Münſter deſignitt. — Hetr Miniſterialrath Aulike, welcher 
der kirchlichen Angelegenheiten wegen einige Zeit am Rhein verweilte, hat dem 
Vernehmen nach allenthalben Zutrauen eingeflößt, was bei einem andern in den⸗ 
ſelben Angelegenheiten früher wiederholt hierhergeſandten Miniſterialrath nicht der 
Fall geweſen ſein ſoll. — Der frühere Redakteur der „Elberfelder Zeitung“, Mar⸗ 
tin Runkel, der einige Zeit hindurch zur Dispoſition des hieſigen Oberpräſiden⸗ 
ten geſtellt war, iſt nun nach Köln abgegangen, um als zweiter Redakteur des 
„Rheiniſchen Beobachters“ zu fungiren. “) 
SHS 


Ausland. 


5 ran d. 

Leipzig. (Schw. M.) Es wurde bereits früher mitgetheilt, daß die hie⸗ 
ſige Kreisdireltion vom Stadtrathe Bericht erfordert hatte, welche Be⸗ 
wandtniß es mit der im Schügenhaufe gehaltenen Ver ſammlung über die be⸗ 
kannte Eingabe an die zweite Kammer, die in Betreff „verfaſſungsmäßige 
Zuſa mmenſetzung“ derſelben unterzeichnet worden, gehabt habe. Jetzt iſt von 
der Kreisdirektion an den Stadtrath die Verordnung erlaſſen worden, daß wider 
die Anſtifter der ohne obrigkeitliche Erlaubniß veranſtalteten Verſammlung ein po⸗ 
lizeiliches Strafverfahren wegen Nichtbeachtung der Beſchluͤſſe des Deut⸗ 
ſchen Bundes vom 5. Juli 1832 eingeleitet worden, und daß es übrigens dem 
Stadtrath unverhalten bleibe, gegen diejenigen, welche an der Verbreitung der 


Das Getreidegeſchäft in Bremen iſt in den letzten Mo⸗ 
naten unglaublich lebhaft geweſen und Bremen hat dadurch bedeutenden Vortheil 
gehabt, der in die Millionen gehen ſoll; es hat ſich aber auch geregt und das 
Getreide meiſt auf eigenen Schiffen, aus Archangel, Petersburg und Riga, aus 
Odeſſa und Amerika zuſammengeholt. Zum großen Erſtaunen der Türken und 
zur Freude der Deutſchen in Konſtantinopel lag vor einiger Zeit eine Bremer 
Kauffahrteiflotte von zwanzig bis dreißig Segeln im Voſporus, lauter Getreldeſchiſfe. 

Ludwigshafen, den 23. Mai. (M. J.) Heute wurde die Eiſenbahn 
von hier nach Speier und Neuſtadt dem Verkehr übergeben. 

Aus Thüringen. — Der Schwäbiſche Merkur vom 18. Mai hat berich⸗ 
tet, daß dem durch Dekret vom 8. Juni 1840 aus dem Militairdienft entlaſſenen 
Lieutenant Albrecht v. Stetten in Folge ehrengerichtlichen Spruches der Charakter 
des Lieutenants und der Erlaubniß zum Tragen der Armecuniform durch Dekret 
vom 10. Mai entzogen worden ſei. Die Karlsruher Zeitung enthält die Motive 
dazu. Nach ihr habe nämlich Herr v. Stetten die bekannte Beſchwerdeeingabe an 
die Stadtdirection ebenfalls unterſchrieben und fei wegen unvorſichtiger Aeußerun⸗ 
gen einige Tage lang verhaftet geweſen, habe ſich aber auch zugleich der Stadt- 
direction angeboten, während der unruhigen Zeit als Kundſchafter zu dienen. 

Weimar, den 27. Mal. Nachdem der Großherzog von Oldenburg 
ſchon einige Tage hier verweilt, waren Ende voriger Woche auch die Prinzeſſin 
und der Erbprinz von Oldenburg, Letzterer von Leipzig kommend, zum Beſuch 
bei der Großherzoglichen Familie eingetroffen und hatten mehrere Ausflüge in die 
Umgegend gemacht. Am 24ſten Mai traf auch der Herzog von Altenburg nebst 
Gemahlin und Prinzeſſin Alexandra, Verlobte des Großfürſten Konſtantin, hier 
ein. Geſtern tam der Erbgroßherzog von Heſſen auf feiner Reiſe nach Petetskurg 
hier an und jehte nach kurzem Verweilen feine Reiſe weiter fott; die Großherzogl. 
Oldenburgiſche Familie trat geſtern Nachmittag ihre Rüͤckreiſe über Leipzig nach 
Oldenburg an, und heute Morgen verließ auch die Herzoglich Altenburgiſche Fa⸗ 
milie, welche geſtern Vormittag einen kurzen Beſuch bei dem Herzoge von Koburg 
in Gotha abgeſtattet hatte, unſere Stadt, um nach Altenburg zurückzukehren. 

* De ſt erreich. 

Wien, den 25. Mal. (A. 3.) Nach einer fo eben bekaunt gewordenen 


Entſchließung Sr. Majeſtät des Kaifers vom 12. April 1. J. werden alle jene 


Soldaten, die in den Jahren von 1836 bis 1839 einſchließlich aus der Bevöls 
kerung der militairiſch konſkribirten Provinzen 05 14jahriger Capitulation einge⸗ 
neten ſind, mit Ende Oktober d. J. ihrer Militairpſticht, mit Vorbehalt der 
Der „Nheſniſche Beobachter“ enthält über die Gerüchte, dag Hr. Runkel als 
Dendties scher wein Be Hen Bercht's hinge, eine een Aus der Tl 
aber nicht techt klug wird. Bekanntlich findet faft feit dem Beſtehen des Blattes ein 
ſteter Wechſel unter deſſen Redakteuren ſtatt. 


zu verſchaffen; 
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Landwehr⸗Verpflichtung, entbunden, mit dem Zuſatz jedoch, wenn nicht etwa be⸗ 
ſondere Ereigniſſe eintreten, welche dieſe Begünſtigung unthunlich machen. Dieſe 
frühzeitige Entlaſſung iſt nicht als Truppen⸗ Reduction anzuſehen, ſondern geſchieht 
blos in Folge der Herabſetzung der Militairdienſtzeſt vom 14 auf 8 Jahre. Vom 
künftigen Jahre angefangen, wird, wie früh 1 kit 115 Altersklaſſe, nämlich 
die im Jahre 1840 geſtellten, entlaſſen. X iter höt SE. Majeſtät der Kaiſer 
befohlen, daß in Zukunft auf jene Unteroffiziere der K. Armee, welche zwei Ga, 
pitulationen (16 Jahre) mit guter Dienſtleiſtung zuricckgelegt haben, bei Erledi⸗ 
digung von Civil⸗Bedienungen beſonders laß zu nehmen it. 
ra A ti. 

Paris, den 29. Mai. In der geſtrigen Sitilng der Deputirten⸗ 
Kammer legte der Großſiegelbewahrer, Herr Hebert, zuerſt den von der 
Pairskammer bereits angenommenen Geſetzentwurf in Betkeff der Organiſation 
des Königlichen Kapitels von St. Denis vor. Die Tagesordnung führte darauf 
zur Verhandlung des Antrags des Deputirten von Verſailles, Herrn v. Remilly, 
in Betreff der Einführung einer Steuer auf die Hunde. 

Eine Anzahl von Pflanzern der Antillen, die von ihren Landsleuten nach 
Paris abgeordnet ſind, machten dieſer Tage dem Herzog von Broglie ihre Auf⸗ 
wartung und erſuchten ihn, der Pairs⸗Kammer eine mit vielen Unterſchriften ver⸗ 
ſehene Petition zu überreichen, worin gebeten wird, daß den Kolonieen ein An⸗ 
theil an der National-Repräſentation bei der Berathung und Entſcheidung über 
die Grundlagen einer Kolonial-Reform gewährt werden möge. Der Herzog über. 
nahm die Vorlegung und Unterſtützung der Bittſchrift. In der Deputirteu⸗Kam⸗ 
mer wollen, wie verlautet, die Herren von Tocqueville und Bignon ein Gleiches 
thun. f 
Man verſichert, daß alle Kartenſpiele in allen Clubbs von Paris verboten 
werden ſollen, um damit ein- für allemal den daraus erwachſenden Uebeln vorzu⸗ 
beugen. Auch iſt von einer neuen Erhöhung der Kartentaxe die Rede. 

Es iſt ſeit einigen Tagen von nichts anderem die Rede, als von den Beſchlüſ⸗ 
ſen der Budgetkommiſſton. Sie ſoll vier bedeutende Reduktionen beautragen 
wollen, die ſich zuſammen auf 86 Millionen belaufen, und zwar ſollen dieſe Re⸗ 
duktionen das Budget des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten treffen, das auf 
131 Millionen augeſetzt iſt; die Hälfte der bedeutenden Summe kommt bei den 
Eiſenbahnen in Abzug. n ’ 

Die Kriegsſchaluppe „Berceau“, mit 30 Kanonen und 250 Mann Beſatzung, 
iſt in den Gewäſſern von Madagaskar mit Mann und Maus untergegangen. 
Die Fregatte „Belle Poule“ wurde in demſelben Sturm bedeutend beſchädigt. 

Die Miniſter ſind fortwährend mit der Frage von einem neuen Anlehen be⸗ 
ſchäftigt. rde iſt man jetzt einig, daß es abſolut nothwendig ſei, ſich Geld 

aber 300 Millionen zu annehmbaren Bedingungen aufzubringen, 
it in der gegenwärtigen Zeit keine leichte Aufgabe. Dem Conſell ſiud ſchon meh⸗ 
rere Kombinationen vorgelegt worden, die indeſſen, weil ſie nicht leicht in der Aus⸗ 
fuͤhrung ſchienen, aufgegeben werden mußten. Vermuthlich wird nun das Kabi⸗ 
net bei der Diskuffion über das Budget der Kammer die Autoriſation abverlangen, 
in dem Augenblick, den es für geeignet hält, ein Aulehn zu 3 pCt. machen zu 
dürfen. 5 
N Spanien. 

Madrid. Es ſoll von nichts Geringerem die Rede fein, als 
von einer Auflöſung der Ehe zwiſchen Iſabella und Don Fran⸗ 
zisto. Die „Palaſtfrage“ wird immer verwickelter und erzeugt fortwährend 
mannigfache, oft ſich ganz widerſprechende Gerüchte. Selbſt darüber, wo Iſa⸗ 
bella in der nächiten Zeit ihren Aufenthalt nehmen wird, ſind die Nachrichten ein⸗ 
ander widerſprechend. Geſtern Abend waren auf der Straße von Aranjuez Trup⸗ 
penabtheilungen aufgeſtellt, was auf eine Rückkehr der Königin nach der Haupt⸗ 
ſtadt ſchließen ließ; Iſabella habe zwar in Aranjuez bleiben wollen „ die Miniſter 
hätten ihr aber dringend vorgeſtellt, daß ihre Anweſenheit in Madrid durchaus 
nothwendig ſei. Die in der Reſidenz San Ildefonſo getroffenen großen Auſtal⸗ 
ten etwecken andrerſelts wieder den Glauben, die Königin werde ihren Wohnſitz 
in la Otanja nehmen. Don Franzisko hat den Pardo nicht verlaſſen. 
Buber ſoll für das Engliſche Intereſſe eine außerordentliche Thätigfeit in 
Aranjuez entfalten, und namentlich darauf hinarbeiten, die Einflüſſe, welche Nar 
vaez wieder an die Gewalt bringen könnten, zu neutralifiren. . 

Der „Heraldo“ zeigt für beſtimmt an, die miniſterielle Kriſe ſei vorüber; 
manche gewöhnlich gut Untertichtete halten fie nur für vertagt. 1 

Nicht nur die Miniſter ſondern auch die Königin ſelbſt ſollen, wie man zu⸗ 
verſichtlich glaubt, der Auſicht ſein, daß die Einheit des Hofes und der Glanz der 
Krone es erfordere, daß das Königliche Paar in derſelben Reſidenz wohne. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 26. Mal. Die Gazette meldet, daß die Königin den Vice⸗ 
Admiral, Grafen von Dundonald (Cochrane), zum Großkreuz des Bathordens 
ernannt habe, wodurch die Nachricht von feiner Rehabilitirung beſtätigt wird⸗ 

Ein Supplement der Gazette enthält mehrere neue vom 14. April d. J. 
datirte Statuten des Bathordens, denen zufolge der Orden aus dem Souverain, 
einem Großmeiſter und 952 Mitgliedern beſtehen ſoll, letztere in drei Klaſſen, 
Großkteuze, Kommandeurs und Ritter vertheilt. Alle drei Klaſſen theilen ſich in 
Civil- und Militalr⸗Mitglieder. Zum Gropmeifter des Ordens iſt Prinz Al⸗ 
brecht ernannt. ene ene 

Gſtern Abend ſtürzte auf der Eiſenbahn zwiſchen Cheſter und Shrewsbuty 


beim Uebergang eines Wagenzugts über den Dee die Über dieſen Fluß fühtende 
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eiſerne Brücke theilweiſe ein, ſo daß der Zug, mit Ausnahme des Tenders und 
der Lokomotive, welche das andere Fluß ⸗ Ufer glücklich erreichten, aus einer Höhe 
don etwa 120 Fuß in den Fluß fiel. Es befanden ſich nur drei Wagen im Zuge 
mit zwanzig bis vierundzwanzig Paſſagieren. Von dieſen ſind vier getödtet und 
dreizehn faſt ohne Ausnahme ſchwer, einige tödtlich, verwundet worden. 

Der fo vielfach angefeindete Ober-Bau⸗Juſpektor der Flotte, Capitain Sir 
William Symonds, ſoll nach dem Ham pſ. Telegraph demnächſt durch den 
Capitain Sir Baldwin Walker erſetzt werden, der ſich bekanntlich als Befehlsha⸗ 
ber der Türkiſchen Escadre vor St. Jean d' Acre ausgezeichnet hat und für einen 
ſehr kenntnißreichen Offizier gilt. 

Das Paketſchiff „Columbia“ bringt Nachrichten aus New- Pork vom 1. 
Mai. Man hatte vom Mexikaniſchen Kriegsſchauplatze von General Taylor Ber 
richte vom 28. März, denen zufolge es ihm gelungen war, ſeine Verbindung mit 
Camargo völlig herzustellen. General Urrea mit der Mexikaniſchen Kavallerie, 
von welcher die Verbindungslinie eine Zeit lang unterbrochen worden war, hatte 
ſich über die Gebirge zurückgezogen, um ſich dem Mexikaniſchen Hauptheere wieder 
anzuſchließen. Zu ernſtlichen Gefechten zwiſchen Urrea und den dem General 
Taylor untergebenen Truppen war es nicht gekommen, und die Nachricht von der 
Niederlage des Erſteren erweiſt ſich daher als unbegründet. 

Die mit der letzten Ueberlandpoſt eingegangenen Nachrichten aus Hongkong 
vom 30. März melden, daß Sir John Davis eine ernſtliche Vorſtellung an Key⸗ 
ing gerichtet hat, um endlich die verſprochene Zulaſſung der Engländer in die Stadt 
Canton zu erwirken. Am 31. ſollte das Kriegs-Dampfſchiff „Vulture“ von 
Hongkong mit Truppen nach Canton abgehen, um eine Demonſtration zu machen 
und nöthigenfalls, wie man glaubte, den Eintritt in die Stadt zu erzwingen. 

Belgien. 

Brüffel, den 28. Mai. Der König wird heute ſchon von Wiesbaden zu: 
rückerwartet. Das Bad ſoll nicht die gewünſchte Wirkung gethan haben. 

Nach dem Journal des Flandres hat ſich das Miniſterium dahin ent⸗ 
ſchieden, den Baumwollfabrikanten von Gent für das nächſte Vierteljahr mit wö⸗ 
chentlich 75 — 80,000 Fr. zu Hülfe zu kommen. Für dieſe Summe ſollen 
Fabrikate zur Ausfuhr angekauft und der etwaige Verluſt zur Hälfte von der Stadt 
Gent, zur Hälfte von der Regierung getragen werden. 

Die Königliche Akademie hat in ihrer Sitzung vom 18. Mai die das vorige 
Mal nicht gelöfte Preis⸗Aufgabe: „Bezeichnung der Urſachen der Deutſchen Aus- 
wanderung im 19ten Jahrhundert und Erforſchung des Einfluſſes dieſer Aus⸗ 
wanderung auf die Sitten und die Lage der Bewohner des mittleren Deutſchlands“, 
zur abermaligen Bewerbung ausgeſchrieben. 

Die Nachrichten von dem Zuſtande der Saaten lauten fortwährend ſehr günſtig. 

Das Daumpfboot „Sir Robert Peel“ ſollte vorgeſtern 525 Deutſche Aus⸗ 
wanderer von Antwerpen nach Plymouth trausportiren. Die Hafen⸗Kommiſſton 
ſchritt aber ein; 125 Emigranten mußten zurückbleiben, und die Kohlen, welche 
auf dem Oberdeck lagen, wurden an deren Stelle in den Schiffraum gebracht. 

t a ideen. 

Neapel, den 18. Mai. (A. Z.) Der Kronprinz von Baiern iſt auf dem 
Königlich Grlechiſchen Kriegs⸗Dampfſchiffe „Otto“ aus Athen mit feinem Gefolge 
am A5ten d. hier angelangt. 
längeren Aufenthaltes im Süden zu ſein. In den wenigen Tagen feines Ver, 
weilens wird er der Aufſtellung des Monuments in der Kirche del Carmine beiwoh⸗ 
nen, das er Conradin von Hohenſtaufen durch den Künſtler Schöpf, der gleich⸗ 

falls hier anweſend, errichten ließ. 

Der König und die Königin, ſammt den Grafen d' Aquila und Trapani, find 
nach Foggia abgereiſt; Königliche Dampfſchiffe die ihnen folgen, werden fie von 
Manftedonia über Varletta und Brindiſt nach Calabrien bringen und die Reiſe 
bis Meſſina ausdehnen. 

Heute langte auf einem Franzöſiſchen Poſtſchiffe die Königin Chriſtine aus 
Marſeille zum Beſuche hier an. Sie begiebt ſich mit der Königin Mutter, der 
einzigen Perſon, die ſich in dieſem Augenblick vom ganzen Hofe hier befindet, 
nach der Villa di Capo di Monte. g 

Como, den 24. Mai. Später als gewöhnlich ſtellt ſich dieſes Jahr der 
Frähling in unſerer Gegend ein: noch vor wenigen Tagen waren die höheren 
Berge mit Schnee bebeckt, jetzt iſt er endlich geſchwunden und mit ihm das letzte 
Zeichen des vergangenen ſchweren Winters. Die volle Frühlingspracht hat denn 
auch nicht nur Reiſende in größerer Zahl uns wieder zugeführt, die theils mit 
Benutzung uuferer Dampfſchiſfe in flüchtiger Eile weiter ziehen, thells in den Mei- 


nen Uferſtädtchen zu längerem Genuß ſich einrichten; auch die glücklichen Beſitzer der 


Villen unſeres Sees treffen nach und nach ein. So hat uns der Erzherzog Vice 
könig mit einem, wenn auch nur kurzen Beſuch, erfreut; auf der Pliniana 
ift der Herzog von Belgiojoſo eingetroffen, und in der Villa Carlotta berwellt 


feit einigen Wochen mit den hohen Eltern Ihre Königliche Hoheit die Prinzeſſin 


Loniſe von Preußen, deren Geſundheit, dem Vernehmen nach, hier eine größere 
Feſtigleit erlangt hat. Aus Deutſchland ſind die Reiſenden übrigens noch ſpar⸗ 
ſam, doch ſcheint hieran weniger die Gefahr der Alpenpäſſe, welche gegenwärtig, 
den Nachrichten zufolge, alle wieder gangbar ſind, Schuld zu ſein, als vielmehr 
die auch in Deutſchland mehr und mehr überhandnehmende Sitte, Italien auf 

Dampfſchiffen, theils von Marſeille, theils von Trieſt aus, zu erreichen. 


Vermiſchte Nachrichten. 
Poſen, den 3. Juni. In der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten wur⸗ 


Sein kräftiges Ausſehen ſcheint eine Folge feines - 


Scheffel Kartoffeln galt auch 3 Thlr. 


den, wie verlautet, nachfolgende Gegenſtände verhandelt: 4) Auf die Beſchwerde 
einer großen Anzahl von Einwohnern der Vorſtädte Schrodka und Zawade über 
die Verfügung, daß die bisherige Natural⸗Einquartirung in einen Servis⸗Zuſchuß 
— pro Mann und Monat 15 Sgr. — umgewandelt worden, beſchloß die Ver⸗ 
ſammlung, von dem Wohllöbl. Magiſtrat ſich darüber Auskunft zu erbitten, wie 
Hausbeſitzer gezwungen werden können, ſtatt der pflichtmäßig zu übernehmenden 
Einquartirung einen baaren Servis Zuſchuß zu zahlen; zugleich wird der Magi⸗ 
ſtrat aufgefordert, die angedrohete Execution für die feit dem 1ſten April e. ver⸗ 
floſſene Zeit vorläufig noch auszufegen. 2) Sechs Konſenſe wurden ertheilt, und 
zwar a) zur Ablöſung eines Grundzinſes; b) zur Veräußerung eines Grundſtücks 
auf Rattey an den Sohn des bisherigen Beſitzers; c) zur Kontrahirung einer 
Schuld von 3000 Thalern auf ein Grundſtück auf St. Martin; d) zur Kontra⸗ 
hirung einer Schuld von 200 Kıhlr. auf ein Grundſtück in Jerzyce; e) zur Ueber⸗ 
tragung eines Grundzinſes von jährlich 1 Rthlr. auf ein anderes Grundſtück auf 
St. Martin; 1) zur Aufnahme eines Darlehns. Dagegen wurde die Ertheilung 
eines ſiebenten Konſeuſes zur Veräußerung eines Grundſtücks auf der Unterwilde 
bis nach erfolgter Inſpieirung der betreffenden Akten ausgeſetzt. 3) Der Wohll. Ma⸗ 
giſtrat theilt dem Collegium mit, daß er die Aufforderung der Hochlöbl. Regierung 
zur Anſtellung von drei Bettelvögten aus dem Grunde zurückgewieſen habe, weil 
der Kommune nach Abtrennung der Polizei eine ſolche Beläftigung nicht mehr 
zufalle, vielmehr die diesfälligen Koſten vom Staate getragen werden müſſen. 
4) Auf die Beſchwerde eines Hausbeſitzers über Beeinträchtigung ſeiner Grund⸗ 
rechte durch die Neubauten ſeines Nachbars an der Schloßbergſtraße, wodurch zu⸗ 
gleich die Feuergefährlichkeit wachſe, weil den Spritzen der erforderliche Zugangs: 
raum fehle, wurde ein Geſuch au den Wohllöbl. Magiſtrat um Auskunft über die 
beregte Angelegenheit beſchloſſen. 5) Eine Mittheilung des Wohllöbl. Magiſtrats 
über Abſtellung der gerügten Mißbräuche bei den Brodtverthellungen wurde 
verlefen. 6) Der Wohllöͤbl. Magiſtrat erſtattet den erbetenen Bericht über die Un⸗ 
terbringung von 89 Waiſen bei Privatperſonen. Der Magiſtrat wird um 
Auskunft darüber gebeten: welche der genannten Waiſen⸗Kinder nicht unter 
der ſpeciellen Auſſicht des Herrn Rittmeiſter von Treskow ſtehen, weil die 
Aufficht über dieſelben unter die Stadtverordneten vertheilt werden ſoll. 7) 
Zur Beilegung einer Differenz wegen eines ſtreitigen Terrains neben dem von 
Hrn. R.⸗R. v. Schreeb erkauften Grundſtücks auf Oſtrowek wurde eine Kom⸗ 
miſſion — die Hrn. v. Minutoli, Bielefeld und Kantrowiez — ernannt. 
8) Auf den Antrag des Wohllöbl. Magiſtrats wurde den 4 Kommunal-⸗Exekuto⸗ 
ren für extraordinaire, nicht zu ihren Amtepflichten gehörende Leiſtungen, Remus 
nerationen von reſp. 25 Rthlr für Einen, und je 18 Rthlr. für die drei Andern 
bewilligt. 9) Auf den wiederholten Antrag des Beſitzers des Schillings um Lau⸗ 
demial⸗Ablöſung glaubt das Kollegium unter den obwaltenden Verhältniſſen nicht 
eingehen zu können. 10) Auf das motivirte Geſuch des Inhabers des Hötel 
de Paris um eine ihm noch zuſtehende Entſchädigung von circa 172 Rthlr. für 
gehabte Einquartirung — 42 Mann vom 6. bis incl. 29. März vorigen Jahres 
— wurde die Bewilligung zur Auszahlung der genannten Summe ertheilt, weil 
pro Tag 13 gthlr. veraccordirt, aber erſt 139 Rihlr. abgezahlt worden. 11) 
In Betreff der nur noch von vierzig und einigen Schülern beſuchten höheren Bür⸗ 
gerſchule hierſelbſt beſchloß die Verſammlung, den Wohllöbl. Magiſtrat dringendſt 
aufzufordern, die genannte Anſtalt mit dem 30. September d. J. aufzuheben und 
eine diesfällige offizielle Bekanntmachung rechtzeitig zu erlaſſen. 

Poſen. Nach Ausweis der Liſten des Polizel⸗Fremden⸗Burxeaus find im 
verfloſſenen Monat Mai c. im Ganzen 1445 Fremde hier eingetroffen. 


Leipzig. — Unter den „landwirthſchaftlichen Zeitſchriſten“ Deutſchlauds 
zeichnet ſich in neuerer Zeit beſonders die im Verlage von Otto Spamer im zwei⸗ 
ten Jahrgang erſcheinende Agronomiſche Zeitung, rebigirt von Dr. W. 
Hamm, durch friſchen Aufſchwung, tüchtigen Gehalt und Streben nach umfaſ⸗ 
ſendem Fortſchritt aus. Dieſelbe zahlt unter ihren Mitarbeitern die hervorragend⸗ 
ſten Namen der agronomiſchen Wiſſenſchaft und dürfte um ſo eher ihr Ziel, ein 
Centralorgan der geſammten Landwirthſchaft von Deutſchland zu werden, errei⸗ 
chen, als ſie durch Umfang und ſplendide äußere Ausſtattung allen ähnlichen Jour⸗ 
nalen, ſelbſt Engliſchen und Franzöſiſchen, voranſteht. 

Am 23. Mai ſtarb in Jena der Hofrath Profeſſor Luden im 67. Lebens fahre. 

Bei dem jetzigen hohen Preiſe aller Lebensmittel dürfte folgende Notiz, welche 
aus dem „Schöppenbuche von Hohen⸗Liebenthal in Schleſien“ genommen iſt, dem 
Publikum nicht unintereſſaut ſein. Dieſe Notiz lautet wortlich: „Im Jahre 
1804 im Herbſte fing ſich die cheure Zeit an, und ſtieg den ganzen Winter durch, 
bis der Scheffel Korn mit 12 Thlr 16 gGr. bezahlt wurde. Der Weiten kam 
die nämliche Höhe. Die Gerſte wurde mit 9 Thlr. der Scheffel bezahlt, und der 
In dieſer äußerſt thenern Zeit erhielt der 
Hirſchberger Kreis durch 5 Monate, vom Februar bis Auguſt 1805, jeden 
Monat 7000 Scheffel Roggen, den Scheffel zu 3 Thlr. 4 9 Gr., aus dem Ma⸗ 
gazin zu Glogau, ohne welche Königl. Gnade die Noth faſt ganz ohne Grenze 
geworden wäre.“ 

In Moskau iſt ein Magazin mit 2400 Tſchetwert Weizen abgebrannt. 

Breslau. Am 28. v. M. Nachmittags um 41 Uhr kam der auf der gro⸗ 
zen Domſtraße Nr. 9. wohnende Glockner Karl Scharte in die weihbiſchöfliche 
Reſidenz in der großen Domſtraße Nr. 2. Daſelbſt ſaß im Hausflur die Joſephine 


v. Orſietzka, welche 24 Jahr hindurch dem Hausweſen des Weihbiſchofs Latuſſeck 


als Wirthſchafterin vorgeſtanden hat und die Schwägerin des Karl Scharte iſt, 
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deren leibliche Schweſter er zur Frau hat. In ihrer Nähe befand ſich die Köchin 
unverehel. Roſalie Rother. Bald nach ſeinem Eintritt in den Hausflur ſtellte der 
Glockner Scharte feine Schwägerin, das Fräulein v. Orſietzka, welche kürzlich hier 
ihren verſtorbenen Onkel den penſionirten Major v. Orſietzki als Univerſalerbin 
beerbt hatte, darüber zur Rede, daß ſie noch nichts von den ererbten Gegenſtän⸗ 
den an ihn, den Scharte herausgegeben, belegte ſie mit groben Schimpfworten, 
ſo daß ſich das Fräulein endlich genöthigt ſah, die Hausthüre zu öffnen und den 
Scharte ſortzuweiſen. Darüber erbittert, rief letzterer: „Was, Sie wollen mir 
die Hausthür weiſen“, ſchlug die Hausthür wieder zu, verriegelte dieſelbe, drückte 
das Fräulein v. Orſietzka in den Winkel an der Hausthüre, ſtieß ſie in die Weichen 
und preßte ihr mit beiden Händen den Hals zuſammen. Die nur allein anweſende 
Köchin Roſalie Rother ſuchte den Scharte von den Mißhandlungen des erwähnten 
Fräuleins abzuhalten, wurde aber von demſelben immer wieder zurückgedrängt. 
Plötzlich Hörte fie das Fräulein „Jeſus“ rufen, ſah ein blutiges Stilet in der 
Hand des Scharte und brach nun, das Aergſte vermuthend, in den Ruf: Mör⸗ 


der, Mörder, Hilfe! aus, worauf Scharte das Fräulein v. Orſietzka losließ und 


ſich nach der Köchin Rother wendete, dieſe in die Bedientenſtube der weihbiſchöfli⸗ 
chen Reſidenz verfolgte und auf ſie ein geladenes Terzerol abdrückte, welches jedoch 
verſagte. Das Fräulein v. Orſietzka hatte noch fo viel Kraft, ſich inzwiſchen aus 


dem Haufe zu entfernen, war noch ungefähr 10 Schritte auf dem Buͤrgerſteige 
nach der Dombrücke zugegangen, dort aber ſaſt ohne Leben umgeſunken. Unter⸗ 
deſſen hatte ſich die Köchen Rother von dem Scharte zu befreien gewußt, war dem 
Fräulein v. Orſietzka nachgeeilt und hatte dieſe, nachdem fie umgeſunken, wieder 
in die weihbiſchöfliche Reſidenz zurückbringen helfen. Inzwiſchen waren Leute 
herbeigekommen und hatte ſich der Glöckner Scharte nach dem Hofe der weihbi⸗ 
ſchöflichen Reſidenz geflüchtet und ſich mit dem Stilet (aus einem Spazierſtocke) 
mehrere Stiche in die Bruſt beigebracht. Er wurde von den herbeigerufenen Po⸗ 
lizeibeamten im Hofe liegend gefunden und in die Gefangen⸗Krankenanſtalt gebracht. 
Die von dem zufällig herbeigekommenen Dr. Dinter und Sänitätsrath Dr. Krocker 
sen. mit dem Fräulein von Orſietzka angeſtellten Wiederbelebungsverſuche waren 
erfolglos. Dieſelbe war durch einen Stich unterhalb der linken Bruſt in das 
Herz getödtet worden. Einen zweiten nicht tödlichen Stich hatte ihr der Mörder 
oberhalb der linken Bruſt beigebracht. Die Stiche, welche ſich Scharte gegeben, 
ſind nicht lebensgefährlich. . 

In Oldenburg hat ein Bürger ein Feuerlöſchungs⸗Pulver erfunden, deſſen 
Wirkſamkeit ſich vollkommen beſtätigt hat. Ein kleiner Scheiterhaufen wurde, 
während er in vollen Flammen ſtand, mit dem Pulver beſtreut und das Feuer 
erloſch augenblicklich. } 


Stadttheater in Poſen. 
Sonnabend den 5. und Sonntag den 6. Juni 
Polniſche Vorſtellung. 


Heute früh 21 Uhr wurde meine Frau von einem 


geſunden Knaben glücklich entbunden. 
Poſen, den 3. Juni 1847. 
Bar nick, 
Regierungs⸗Sccretair. 


? Bekanntmachung. 

Dienſtag den Sten Juni c. Vormittags 10 
Uhr ſollen im Magazin No. 1. hierſelbſt eine Quan⸗ 
tität Hafer⸗Fegekaff, Fußmehl und Heufaamen ꝛc., 
gegen gleich baare Bezahlung öffentlich an den Meiſt⸗ 
bietenden verkauft werden. 

Poſen, den 2. Juni 1847. 

Königl. Proviant⸗Amt. 


5 Bekanntmachung. 
Sonnabend den Sten d. M. früh 9 Ur ſoll 
auf dem Kanonenplatze ein, wegen Erblindung 
dienſtuntaugliches Pferd der Artillerie öffentlich an 
den Meiſtbietenden verkauft werden. 
Das Kommando der Iften Abtheilung 
dter Artillerie-Brigade. 


Mit höherer Genehmigung ſoll das der hieſigen 
evangeliihen Schulgemeinde zugehörige und auf 
171 Rthir. 15 Sgr. abgeſchätzte Schulhaus im Wege 
der Licitation verkauft und muß, nach höhern Orts 
erſolgtem Zuſchlage, Behufs Neubau's eines andern 
Schulhauſes, in angemeſſener Friſt weggeräumt wer⸗ 
den. Zu obigem Behufe ſteht auf 

den Iöten Juni c. Vormittags 10 Uhr 
in dem hieſigen Magiſtrats⸗Bureau Termin an, zu 
welchem Kaufluſtige unter dem Bemerken eingeladen 

werden, daß die Verkaufsbedingungen an vorbe⸗ 
zeichneter Stelle zu jeder Zeit eingeſehen werden 
können. 

Schwerſenz, den 1. Juni 1847. 


Der Vorſtand der evangeliſchen Schule. 


Auf einem im Poſener Kreiſe gelegenen adeli⸗ 
gen Rittergute ift für mich Rubrica III. No. 16. 
des Hypothekenbuchs ein am Iſten d. Mts. fällig 
gewordenes Kapital von 4000 Rihlr., vom 25ſten 
Juli 1846, zu 5 pre Cent verzinslich, nebſt Einzie⸗ 
hungs⸗Koſten eingetragen. 

Ich bin berechtigt und verpflichtet, dieſe Forde⸗ 
tung an denjenigen Meiflbietenden zu cediren, wel 
cher ſich bis zum 15ten Juni diefes Jahres Nach⸗ 
mittags 5 Uhr bei dem don mir erwählten hieſigen 
Notar Krauthofer mit fofortiger Vaarzahlung 
dazu melden und fofortige baare Zahlung erlegen 
wird. Dieſe Abtretung biete ich hiermit aus. 

Poſen, den 2. Juni 1847, 

Joſeph Hulewicz. 


In Klein⸗Sokolniki bei Samter 
Verkauf: 200 Stück Mutterſchaafe, 
100 Böcke; letztere werden während der Dauer des 
Wollmarktes hier in dem Hofe des Landſchafts⸗Ge⸗ 
bäudes ſtehen. Die nähern Bedingung Kau⸗ 

ſes find von dem Schäfer Chriſtoph Schmalz 
in Klein⸗Sokolniki und von der Unterſchriebe⸗ 
nen bier im Landſchaftsgebäude zu erfahren. 

Poſen, den 27. Mai 1817. . 

Jarochowska. 


ſind zum 


150 € chöpfe, 


Bekanntmachung. 
Das eine Meile von Poſen, eine Viertelmeile 
von Schwerſenz belegene, gut bewirthſchaſtete Vor⸗ 


werk Gruſzezyn, iſt aus freier Hand zu verkaufen. 


Das Nähere iſt bei dem Herrn Neugebauer in 
Poſen auf der Gerberſtraße unterm ſchwarzen Adler 
zu erfragen. Poſen, den 31. Mai 1847. 


Eine Dreſchmaſchine, im guten Stande, 
Glöwno bei Poſen zu verkaufen. 
Stephan. 


Nicht zu überſehen. 


Von einem Weberbeſchäftigungs-Vereine in 

Schleſien ſind mir 2 Schocke 
ganz extra feine Leinwand, 

von Handgeſpinnſt gefertigt und auf Raſen 
gebleicht, a 61 Berl. Ellen lang, reichlich 3 breit, 

eins zu 100 und eins zu 70 Ntlr. à Schock 
für die Dauer des Wollmarktes zum Verkauf über⸗ 
geben worden. Die Qualität beider Stücke läßt 
nichts zu wünſchen übrig und wird für rein Leinen 
mit einer Summe von 100 Thalern garantirt. 

Die Leinwand iſt jeder Zeit bei mir in Augenſchein 
zu nehmen. 


iſt in 


Ernſt Weicher in Poſen, 
alten Markt No. 51. 
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. Sommer-Anzüge 
De nach neuefter Mode gefertigt, empfiehlt zu 
85 billigen jedoch feſten Preiſen 
das Herren⸗Kleidermagazin RE ® 
von 
Joachim Mamroth ERS 


. Markt No. 56. erſte Etage. 
dee 8 


Während des Wollmarktes iſt die Bel: Etage 
No. 58. am Markt neben dem Haufe des 
Herrn Kaufmann Träger, nebſt Gelaß zur Wolle 


zu vermiethen. 7 er: 
Der Buchhändler Zupanski. 


Große Wollniederlagen 


unter Verdeck 
nebſt Logis in der Bel-Etage 
Wilhelmsſtraße No. 8. 
Poſen, im Mai 1847. e Meyer Falk. 


Wollniederlage 


zu vermiethen alten Markt No. 44. der große leer⸗ 
ſtehende Laden im Hauſe des Kaufmann Grätz. 


RER 


Ein großer Raum zu Woll-Niederlagen iſt zu 
vermiethen Wilhelmsplatz No. 5. bei 
J. sin e 


In der Nähe des Kanonenplatzes, Friedrichsſtrahe 
No. 33. vis à vis der Landſchaft, 
habe ich zwei große zu verſchließen gehende Woll⸗ 
Remiſen billig zu vermiethen. 
Lie boff, 


Commiſſtonait. 


Ich warne Jedermann, meinem Sohne etwas zu 
borgen, da ich dafür nicht aufkomme. Kufus. 


Büttelſtraße No. 18. ſind 3 Zimmer Parterre 
jederzeit zu vermiethen. 


Zur gütigen Beachtung! 

Einem hohen Adel und hochgeehrten Publikum 
zeige hiermit an, daß ich am ten Juni c. wieder in 
Poſen eintreffen und Friedrichsſtraße No. 36. der 
Poſtuhr gegenüber logiren werde. 

. F. Selle, 
Maitre Tailleur aus Berlin. 


Wir erhielten von Hamburg in Commiſſion: 
ſchwarzen Pecco-Blüthen-Thee A 34 Rthlr. pro 
Büchſe à 1 Pfund, 
ſchwarzen Pecco-Thee à 1 Rthlr. pro Pack 
à 1 Pfund, 
den wir beſtens empfehlen. 
C. Müller & Comp., 
o re 
Friſches Engl. Porter (Barclay Ber- 
kins & Comp. brown stout) erhielt 
ſo eben G. Bielefeld. 


Ein ſehr gutes Baieriſches Lagerbier 
empfiehlt G. Plötz, 
Münchener Halle, 
Sapieha-Platz Nro. 3. 


weizerkäſe Ale Qualität 
e eee co 
Joh. Ig. Meyer, No. 86. am Markt. 


NUN YYY SI N 

Zum bevorſtehenden Wollmarkt empfiehlt feine 

neu eingerichtete Reſtauration 
L. Caſſel, 

No. 16. der neuen Brodhalle gegenüber. 


Sonnabend den öten Juni Gartens Konzert 
im ehemaligen Kubickiſchen Garten. Entree 1 Sgr. 
à Perſon. Anfang 6 Uhr Nachmittags. 
Ergebenſte Einladung F. Zander. 


Erſte Polka⸗Bier⸗Halle 


Tauben» und Jeſuitenſtraßen⸗Ecke. 
Bairiſch- und Grätzer⸗Bier vorzüglicher Qua⸗ 
lität. Kalte und warme Speiſen zu jeder Tageszeit. 

Freundliche Einladung Th. Barteldt. 


Getreide-Marktpreiſe * Poſen, | 
22 
den 2. Juni 1847. 8 
(Der Scheffel Preub.) 


— 


von 


Weizen d. Schſt. z ' 6 
Roggen dito 3.2 4 3 
„„ 2245 3 3/4 

renn 11231 4 1 28011 

uchweizen 2211 3 —— 
Erben; ;: n au Aral 4422 3 51 —— 
Kartoffeln .... ur: 1| 3 4| 11 10|— 
an ec 100 Pf 8 22 0 5 5 6 

troh, ock zu 1200 Pf Y — 
Butter ae gh za ld 11294. 


(Hierzu Beilage.) 


. 127. 
Be Landtags -Üngelegenbeiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 29. Mai. 
Gortſetzung) 

Landtags⸗Kommiſſar (fährt fort): Ich habe ferner geſagt, daß in 
den mittleren Provinzen der Monarchie ein wirklicher Mangel nicht vorher⸗ 
zuſehen geweſen, und ich berufe mich auf die Ober-Präridenten von Sachſen 
und Brandenburg, welche Mitglieder der hohen Verſammlung ſind, ob ſie 
nicht nach den vorliegenden Berichten angenommen haben, daß kein Mangel 
vorhanden ſei. (Pauſe.) Ob ſich die Herren gleich darüber ausſprechen wol- 
len, ſtelle ich anheim. 

Ober ⸗-Präſident v. Bonin: Es iſt vollkommen gegründet, daß in Sach⸗ 
fen die Furcht vor dem Nothſtande erſt in den letzten Tagen des Monats 
März und Anfangs April hervorgetreten iſt, vorzugsweiſe in Folge der ein⸗ 
getretenen anhaltenden ungünſtigen Witterung und des gefallenen Schnees. 
Glücklicherweiſe hat ſich in Sachſen bewährt, dat mehr die Furcht vor dem 
Nothſtande als die wirkliche Noth vorgeherrſcht hat. Wir ſind über dieſe Ka⸗ 
lamität glücklicherweiſe fortgekommen, und ich glaube mich auf die anderen 
Vertreter der Provinz Sachſen berufen zu können, wenn ich behaupte, daß 
in der Provinz Sachſen kein Mangel vorhanden iſt. (Viele Stimmen aus 
der Provinz Sachſen beſtätigen dies.) 

Abg. Gier: Ich muß bemerken, daß ich den vom Herrn Ober-Präff- 
denten vorgebrachten Thatſachen zwar im Allgemeinen nicht widerſprechen 
kann, daß aber die Behörden der Stadt und des Kreiſes Mühlhauſen bereits 
im November 1846 die Gefahren dargeſtellt und auf den Nothſtand hinge⸗ 
wieſen haben, welcher eintreten wird, und dieſerhalb wiederholte Berichte er— 
ſtattet und um außerordentliche Maßregeln gebeten haben, weil wir beforgt 
waren, daß ſonſt Unglück entſtehen würde. 

Ober Präſident v Meding: Ich glaube in Bezug auf die Provinz 
Brandenburg der Erklärung des Herrn Kommiſſarius beitreten zu müſſen. 
Ich habe im Monat November nicht blos an die Königlichen, ſondern auch 
an Kommunal⸗Behörden und eine große Anzahl angeſehener Landwirthe mich 
gewandt und über den Zuſtand des Landes Nachfrage gehalten, und habe 
mich dabei im Einverſtändniß mit ſehr einſichtigen Landwirthen dahin ausge⸗ 
ſprochen, daß wahrſcheinlich das Bedürfniß der Provinz durch die vorhande— 
nen Mittel hinreichend zu decken ſein würde. Ich habe bei dieſer Gelegenheit 
die Kommunal- Behörden aufgefordert, im Wege der Armenpflege dafür zu 
ſorgen, daß die nöthigen Mittel herbeigeſchafft würden, beſonders für die ar⸗ 
men Klaſſen. Ich würde dieſe Aufforderung vorlegen können, wenn es ver⸗ 
langt würde, die Verſammlung würde daraus erſehen, daß nach der Faſſung 
dieſer Aufforderung zu erwarten war, die Kommunal-Behörden würden, wenn 
fie irgend eine Beſorgniß gehabt hätten, geantwortet haben: es iſt der Noth⸗ 
fand zu beſorgen, helft uns von Staatswegen. Denn die Vorausſetzung in 
meiner Aufforderung ging dahin, daß die Kommunen ſich aus eigenen Kräf⸗ 
ten helfen würden, und wenn ſie dies nicht konnten, ſo lag es in der Natur 
der Sache, daß ſie geſagt haben würden: wir bitten den Staat, uns zu hel⸗ 
fen. Mit Anfang April habe ich der Reihe nach die Antwort bekommen, daß 
keine Noth zu beſorgen ſei, und daß man ſich mit den gewöhnlichen Mitteln 
behelfen werde, was namentlich von Seiten der benachbarten Gutsbeſitzer den 
ſtädtiſchen Behörden verſprochen worden, ſo daß durchweg Anfangs April keine 
Beſorgniß in dieſer Beziehung vorhanden war, und ich glaube, daß auch keine 
andere Behörde und kein Privatmann eine andere Antwort bekommen hätte 
als dieſe, daß alſo, inſoweit ſich ſpäter die Anſichten anders herausgeſtellt ha⸗ 
ben und andere Umſtände engetreten find, dies namentlich darin lag, daß im 
Monat April ungewöhnliche Witterungs- Verhältniſſe eintraten, welche Be⸗ 
ſorgniß erregten. Ich muß daher, was den ſpäteren Zuſtand betrifft, in Be⸗ 
zug auf die Provinz Brandenburg das beſtätigen, was von dem Herrn Ober⸗ 
Präftdenten von Sachſen geſagt worden iſt, und glaube auch, auf die Zu⸗ 
ſtimmung der Vertreter dieſer Provinz mich beziehen zu können. Es find als 
lenthalben Lebensmittel genügend vorhanden, und wir hoffen, bis zur Aerndte 
durchzukommen. (Beiſtimmende Aeuferungen von vielen Mitgliedern aus der 

rovinz Brandenburg.) . 8 7 5 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe hinzuzufügen, daß in Bezug auf 
die Provinz Pommern, mit Ausnahme einiger Städte aus Hinterpommern, 
ganz diefelben Anzeigen eingegangen waren; demnach glaube ich, daß meine 
Acußerungen, es hätten aus den mittleren Provinzen keine Indizien wirklis 

chen Mangels vorgelegen, völlig beſtätigt ſind. Geſetzt aber, ich hätte alle 
Zahlen⸗Berechnungen des Landes⸗Ockonomie⸗Kollegiums als genau annehmen 
wollen, was ich aber nicht thun konnte, weil meiner Ueberzeugung nach Nie— 
mand im Stande iſt, mit Sicherheit zu berechnen, wie viel Prozent einer 
Durchſchnitts⸗Aerndte in einer Gegend gewachſen ſind, ſo würde daraus die 

Zukunft einer wirklichen Noth oder eines abſoluten Mangels an Lebensmit⸗ 
teln nicht haben gefolgert werden können; denn einmal konſtirt aus jenen 
Berechnungen nicht, wie viel Beſtändt aus den vorigen Jahren vorhanden 
waren, und eben fo wenig konnten fie ergeben, welche Vorkehrungen auf 
Privatwegen getroffen werden würden, um Vorräthe in Hoffnung auf Ge⸗ 
winn anzuſchaffen. Ich glaube nicht, daß es die Pflicht des Mmiſteriums fein 
könne, jeder derartigen Privat⸗Spekulation vorzugreifen, ich glaube vielmehr, 
daß ein ſolches Beginnen das größte Unglück über das Land bringen würde, 
indem die Maßregeln der Regierung jene Spekulation nicht erſetzen können. 
Eben fo glaube ich, daß, wenn ich Sr. Maj. dem Könige hätte vorſchlagen 
wollen, den von dem Landes-Ockonomie-Kollegium berechneten Ausfall der 
verſchiedenen Feldfrüchte aus Staatsmitteln herbetzuſchaffen, ich nur eine Lä⸗ 
cherlichkeit begangen hätte, indem dies völlig unmöglich geweſen wäre. Nicht 
einmal die Transportmittel würden herbeizuſchaffen geweſen ſein, um dieſe 
Quantitäten vom Auslande einzuführen. Ich bin erbötig, dies durch Berech⸗ 
nungen zu beſtätigen, wenn es verlangt wird. 5 

Abg. Stedtmann: Ich bin kein Freund von Recriminationen, und ich 
habe bei Gelegenheit des Nothſtandes, wie bei mancher anderen Gelegenheit, 
manchmal mein Wort unterdrückt; allein wo die Sache zum zweitenmale zur 
Sprache kommt, fühle ich mich verpflichtet, der Wahrheit Zeugniß zu geben. 
Ich habe, als ein Mitglied der Direktion des landwirthſchaftlichen Vereins, 
dem 
legenheit der General⸗Synode hier befand, davon benachrichtigt, daß in der 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


Herrn Ober⸗Präſidenten Eichmann, der ſich im vorigen Jahre bei Ge⸗ 


den 4. Juni 1847. 


ganzen Gegend von Koblenz die Krankheit des Roggens in Geſtalt eines klei⸗ 
nen Pilzes ſich zeige, und vom 8. bis 18. Juni hat die Krankheit die Rog⸗ 
genpflanzen von der Wurzel bis zur Aehre ergriffen, und dies hatte mich fo 
in Beſorgniß geſetzt, daß ich an den Herrn Ober-Präſidenten Eichmann, den 
ich perſönlich zu kennen die Ehre habe, mehrmals nach Berlin ſchrieb. Er 
hat mit gewohnter Regſamkeit und Geſchäftskenntniß die Sache aufgenommen 
und verſichert, daß er ſich mit dem Miniſterium des Innern, welchem damals 
der Herr Känigl. Kommiſſar vorſtand, in Beziehung geſetzt habe. Dem Hrn. 
Ober⸗Präſidenten habe ich ſchon im Juni den Ertrag der Aerndte auf ein 
Drittel berechnet und den Ausfall der Aerndte für die Rheinprovinz allein 
auf 6 Millionen Scheffel. Im Auguſt hatte ſich der Ausfall noch bedenklicher 
herausgeſtellt, und im September habe ich einen öffentlichen Vortrag vor vie⸗ 
len Honorationen und Mitgliedern der Königl. Regierung gehalten und habe 
den Ausfall der Aerndte auf 10 Mill. Scheffel für die Rheinprovinz berech⸗ 
net, und hätte damals das Gouvernement die großen Geldbeſtände, die vor⸗ 
handen waren, verwandt für Aufkäufe, als derſelbe Roggen, welcher jetzt 5 
Rthlr. köſtet, 3 Rthlr. pr. Scheffel koſtete, fo wäre meine unglückliche Hei⸗ 
math gegen ein ſchweres Unheil verwahrt geweſen. Wenn zum zweitenmale 
das Miniſterium vor uns tritt und ſich ſo vollkommen rein waſchen will, ſo 
bin ich verpflichtet, die Wahrheit aufzudecken. 
(Lebhafte Zeichen der Mißbilligung von allen Seiten.) 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe bereits einmal geſagt, daß ich nicht 
jede Berechnung über den angeblichen Ausfall der Aerndte, welche die land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine aufſtellten, als unbedingte Wahrheit annehmen könne, 
und noch weniger kann ich derartige Berechnungen einer einzelnen Perſon zur 
Richtſchnur meines Handelns machen. Ob die Rheinprovinz 6 oder 10 Mill. 
Scheffel Roggen weniger geärndtet hat, als ſie in Mitteljahren hätte ärndten 
ſollen, das weiß ich nicht, das aber weiß ich, daß die Kräfte des Staates nicht 
ausgereicht hätten, dieſen Ausfall zu decken, indem, wäre der Rheinprovinz 
dieſe Hülfe gewährt, ſolche auch den übrigen Provinzen der Monarchie nicht 
hätte verſagt werden können. Ich frage nochmals: Woher das Geld und wo⸗ 
her die Transportmittel nehmen? Und wenn der letzte Pfennig aus den Be⸗ 
ſtänden der Staatskaſſe verwendet (wie hoch dieſe ſich belaufen, das weiß der 
geehrte Redner gewiß nicht, ich weiß es auch nicht), dann frage ich, was 
ſollte dann in den nächſten, vielleicht auch bedrängten Jahren geſchehen? 
Durch dieſen Angriff bin ich in meinem Gewiſſen nicht beunruhigt. 

Abg. v. Schenkendorff: Ich muß mich ganz gegen die ſo eben ge⸗ 
hörten Anſchuldigungen gegen das Gouvernement erklären. Die Sache war 
durchaus nicht zu überſehen, das iſt meine Ueberzeugung, und wir würden es 
dem Gouvernement ſehr wenig Dank gewußt haben, wenn es voreilig Maß⸗ 
regeln getroffen hätte, die nachher nicht gerechtfertigt ſind. Es iſt viel leichter, 
nachher zu ſagen, wie es hätte geſchehen ſollen, und ich glaube, die Verſamm⸗ 
lung wird mit mir übereinſtimmen, daß ſolche Anſchuldigungen, wie wir ſie 
ſo eben gehört haben, zurückgewieſen werden müſſen. 

Abg. v. Bardeleben: Ich abftrahire..... (laut, auf die Tribüne.) Ich 
verzichte auf die Bemerkung des Herrn Miniſters des Innern, daß das Gou⸗ 
vernement ſich eine unauslöſchliche Lächerlichkeit würde haben zu Schulden 
kommen laſſen, wenn daſſelbe eine Vorbeugung zur Abhülfe der Noth ge⸗ 
troffen hätte. 

Mehrere Stimmen: Das hat der Herr Miniſter nicht geſagt. 

(Große Aufregung und lebhafte Aeußerung der Mißbilligung.) 

Abg. v. Vardeleben: Ich glaube, daß man es ſich felbft ſchuldig iſt, 
jeden Redner ausreden zu laſſen. Ich leiſte, wie geſagt, Verzicht auf die Be⸗ 
merkung des Herrn Miniſters, etwas zu erwiedern, und ich habe auch in 
dieſer Beziehung dem Gouvernement heute gar keine Vorwürfe gemacht, ſon⸗ 
dern nur geſagt, daß das Landes⸗Oekonomie⸗Kollegium am 30. Januar einen 
ausführlichen und gründlichen Bericht über den zu beſorgenden Nothſtand im 
Lande erſtattet hat, welches mit der Erklärung des Herrn Miniſters des In⸗ 
nern in der letzten Sitzung, dem geehrten Abg. aus der Rheinprovinz gegen⸗ 
über, nicht übereinzuſtimmen ſcheint. Wenn der Herr Miniſter des Innern 
erklärt, daß einem ſolchen Bericht kein Glauben zu ſchenken ſei, ſo habe ich 
ebenfalls nichts dagegen einzuwenden. Dieſes iſt aber damals von dem Herrn 
Miniſter nicht geäußert, ſondern entſchieden die Behauptung aufgeſtellt wor⸗ 
den, daß gar keine Berichte, welche einen großen Nothſtand beſorgen ließen, 
vorgelegen hätten. Weiter habe ich nichts zu bemerken. 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe geſagt, daß, wenn das Gouverne⸗ 
ment hätte alle die Vorräthe herbeizuſchaffen verſuchen wollen, welche ſich nach 
den Berechnungen des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums als Ausfall gegen eine 
Mittel⸗Aerndte ergaben, dann das Gouvernement ſich lächerlich gemacht ha⸗ 
ben würde. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich habe der hohen Verſammlung nur den 
Wunſch ans Herz legen wollen, dieſe Debatte zu verlaſſen. Ich ſetze den 
ſchlimmſten Fall voraus, daß das Königl. Miniſterium wirklich nicht rechtzei⸗ 
tig geſorgt hat — was ich nicht annehme, ſondern ich habe die feſte Ueber 
zeugung, daß es nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen geſorgt hat, und mehr 
kann man nicht verlangen — aber ſelbſt im ſchlimmſten Falle kann eine De- 
batte über dieſen Gegenſtand nichts nützen, ſondern im Gegentheil, ſie kann 
nur ſchaden, denn ſie erſchüttert das Vertrauen in die Regierung ohne allen 
praktiſchen Erfolg. (Vielſtimmiges Bravo.) 

Marſchall: Es find mehrere Entwürfe eingegangen von allerunter⸗ 
thänigſten an Se. Majeſtät den König zu richtenden Petitionen. Ich erſuche 
den Herrn Abgeordneten Bertram, den von ihm verfaßten Entwurf vor⸗ 
utragen. 

l Abg. Bertram: (Verlieſt die allerunterthänigſte Bitte der Kurie der 
drei Stände um Gewährung der Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadt⸗ 
verordneten und Gemeinderäthe). Die früher ſchon vielfach und dringend 
erhobenen Wünſche auf Oeffentlichkeit der Stadtverordneten-Verſammlungen 
haben ſich vor dem Vereinigten Landtage mehrfach geltend gemacht. Nachdem 
die Oeffentlichkeit bereits in verſchiedenen Branchen des Staats⸗Organismus 
Anerkennung und großen Beifall gefunden hat, dürfte das Streben nach ihr 
auch für die ſtädtiſche Verwaltung nicht ungerechtfertigt erſcheinen. In der 
offenen Behandlung öffentlicher Intereſſen liegt ein weſentliches Element der 
Belebung ihrer Wahrnehmer. Die der ſtädtiſchen Bevölkerung geöffneten 
Sitzungen deren Vertreter werden einen Vereinigungspunkt zur Erweckung 
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und Förderung des Gemeinſinnes darbleten, auf welchem das Wohl der 
Städte zum großen Tyeil beruht. Die Oeffentlichkeit wird neue Kräfte für 
gemeinnützige Wirkſamkeit ausbilden, daneben hinderliche Parteilichkeiten ein⸗ 
zelner Führer oder ganzer Faclionen beſeitigen. Die Berathungen werden an 
Gründlichkeit, Ruhe und angemeſſener Haltung gewinnen, das Verhältniß 
der Gemeindevertreter zu den ſtädtiſchen Behörden ſichern, die gemeinſchaftliche 
Thätigkei kräftigen und zugleich den Geſchaftsgang bedeutend abkürzen. Dies 
vorausgeſetzt, drängt ſich jedoch von ſelbſt das Bedürfniß einer Vertretung 
des Magiſtrats in den öffentlichen Sitzungen auf, um Erläuterungen zu ge⸗ 


ben und in feinem, auch wohl im Intereſſe der Staatsregierung, Mipverz 


ſtändniſſen entgegen zu treten, welche anderenfalls unbegrundete und nach⸗ 
theilige Anſichten im Publikum verbreiten könnten. Unter dem ausdrücklichen 
Vefürworten einer ſolchen Vertretung in allen Sitzungen, welche ihren Vor⸗ 
lagen nach überhaupt öffentlich abgehalten werden können, bittet der Verei⸗ 
nigte Landtag, bei faſt einhelliger Zuſtimmung aller ſeiner Mitglieder, aller⸗ 
unterthänigft: daß die Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadtverordneten 
allen den Städten verliehen werde, welche ſolche unter Uebereinſtimmung des 
Magiſtrats mit den Stadtverordneten beantragen. Die Abgeordneten der 
Rheinprovinz haben für ihre Gemeinden die obbehandelte Oeffentlichkeit eben⸗ 
falls in Anſpruch genommen. Nach der dortigen Gemeinde-Ordnung findet 
ein Unterſchied zwiſchen Stadt und Land nicht ſo, wie in den oſtlichen Pro⸗ 
vinzen, ſtatt, und eine Vertretung der ausführenden Behörde iſt nicht beſon⸗ 
ders anzuordnen, da ſolche bereits in der Verfaſſung liegt. Mit Hinweiſung 
hierauf hat die Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtages, unter 
überwiegender Majorität ihrer Mitglieder, beſchloſſen, auch fur die Sitzungen 
der Gemeinde⸗Verordneten⸗ und der Burgermelſterei-Verordneten-Verſamm⸗ 
lungen, wenn dieſe darüber mit dem Bürgermeiſter einverstanden find, Oef⸗ 
fentlichkeit allerunterthänigſt zu erbitten. Berlin, den 29. Mai 1847. 

Marſchall: Findet ſich gegen dieſen Entwurf etwas zu erinnern? (Es 
wird nichts erinnert; er iſt daher angenommen.) Der zweite Entwurf betrifft 
die Interpretation der Beſtimmung über die Sonderung in Theile. Der Herr 
Abgeordnete v d. Heydt iſt in dieſer Sache Referent. 

Referent v. d. Heydt trägt dieſen Entwurf der Verſammlung vor: 

Allerunterthänigſte Bitte 
der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags, betreffend die Inter⸗ 
pretation der Beſtimmung über Sonderung in Theile. 

Aus Anlaß einer Petition der Abgeordneten der Stadt Berlin hat die 
Kurie der drei Stände mit geſetzlicher Stimmenmehrheit beſchloſſen: Des Kö⸗ 
nigs Majestät allerunterthänigſt zu bitten, die in den Landtags⸗Abſchieden vom 
300. December 1845 enthaltene beſchränkende Interpretation in Betreff der 
Sonderung in Theile nicht weiter in Anwendung zu bringen, vielmehr die 
unbeſchränkte Anwendung der dieſerhalb beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
in Uebereinſtimmung mit der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 25. März 
1831 Allergnädigſt zu geſtatten. Berlin, den 29. Mai 1847. 

Marſchall: Findet ſich gegen dieſen Entwurf etwas zu bemerken? 
(Es erhebt ſich Niemand.) Der Entwurf iſt demnach angenommen. Ein 
weiterer Entwurf betrifft das Petitionsrecht. f 

Referent v. d. Heydt trägt dieſen Entwurf ebenfalls vor: 

Allerunterthänigſte Bitte 
der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtages, betreffend die Erweite⸗ 
rung des Petitionsrechts. 

Die Kurie der drei Stände hat aus Anlaß der anliegenden zehn Peti⸗ 
tionen: 1) der Abgeordneten der Stadt Berlin, 2) der Abgeordneten der 
Stadt Königsberg, 3) des Abgeordneten Hirſch, 4) des Abgeordneten 
Dittrich, 5) des Abgeordneten Thiel⸗-Wangotten, 6) des Abgeordneten 
E. v. Saucken⸗Tarputſchen, 7) des Abgeordneten Abegg, 8) des Ab⸗ 
geordneten v. Bardeleben, 9) des Abgeordneten Hanſemann, 10) des 
Abgeordneten v. Vincke, die in dieſen Petitionen enthalten Anträge einer 
reifichen Prüfung unterworfen und demnach mit geſetzlicher Stimmenmehrheit 
beſchloſſen, des Königs Majeſtät die ehrerbietige Vitte vorzutragen, daß Aller⸗ 
höchſtdieſelben geruhen mögen: I. Die exceptionelle Beſtimmung einer Majori⸗ 
tät von zwei Drittheilen für anzubringende Bitten und Beſchwerden aufzu⸗ 
heben, reſp. dahin Allergnädigſt zu modiſizrren, daß uicht nur in der Regel, 
fondern bei allen Abſtimmungen die einfache Stimmen- Mehrheit entſcheide; 
fernet in Beziehung auf die Abſtimmungen bei den Provinzial⸗Landtagen den 
nächſten Provinzial⸗Landtagen einen Geſetz Entwurf in demſelben Sinne vor⸗ 
legen zu laſſen; II. den F. 19. der Verordnung vom 3. Februar c. über die 

Bildung des Vereinigten Landtages dahin abzuändern: daß eine ungehinderte 
und freie Communication zwiſchen den Landtags- Abgeordneten und ihren Ver⸗ 
tretenen ſtatiſinden dürfe, zu dem Behuf, daß Letztere den Erſteren ihre 
Wünſche zu erkennen geben, ohne ihnen bindende Aufträge zu ertheilen; 
IM. auch ohne Eintreten neuer Gründe die Zuläſſigkeit früher zurückgewieſe⸗ 
ner erneuerter Petitionen zu geſtatten; IV. den §. 13. der Verordnung vom 
3. Februar c. dahin Allergnädigſt zu deklariren, reſp. abzuändern, daß äu⸗ 
Bere Angelegenheiten von dem Petitionsrecht des Vereinigten Landtages nicht 
ausgeſchloſſen feien. Die Kurie der drei Stände hat ſich bei dieſem Veſchluſſe 
durch folgende Gründe leiten laſſen: Das Petitionsrecht iſt das natürlichſte, 
das heiligste Recht eines Volkes In den abſoluteſten Staaten iſt jedem Uns 
tetthan das Recht der Mitte gewährt. Wie viel mehr muß dieſes Recht den 
Ständen zur Seite fiehen „denen als geſetzmäßiges Organ des Landes in den 
wichtigſten Angelegenpeiten eine berathende, ja theilweiſe entſcheidende Stimme 
beigelegt iſt. Es wurde ſiels zu den weſentlichſten Vorrechten und Pflichten 
der Stände gerechnet, die Wünſche des Landes unmittelbar an den Thron 
zu bringen. Je freier und umfangreicher dieſe Unmittelbarkeit durch unge⸗ 
ttübte Ausübung des Pelittonsrechte ſich ausbildet, deſto inniger und ſegens⸗ 
reicher wird das Band der Liebe und des Vertrauens zwiſchen Fürſt und Volk 
Beſchränkung aber, welche zum Zweck hat, da, wo die 
5 — en Volkes vermitteld einzutre⸗ 
ten, den geſetzmäßigen Weg eren, jede ſolche Veſchrän⸗ 
2 ah 8 Eindruck hervortuſen, 0 ſie die öffent⸗ 


liche Meinung, welche jede Regitrung mebr oder wunder zu beachten hat, 


* 7 * Bahn zu breche 
hindern würde, ſich auf geſetzmäßigem Wege chen. 
. N . ig gegen dieſen Entwurf eine Bem 
ge ce dict der del zu fein; der Entwurf iR Pg h ge 
Tagesordnung. 


Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe in der letzten Sitzung mich bereit 
erklärt, in der nächſtfolgenden, alſo in der heutigen, Auskunft zu geben über 
die Frage: wie es mit dem Druck von Petitionen zu halten ſei, welche die 
Mitglieder der hohen Verſammlung dem Landtage übergeben haben, und de⸗ 
ren Vervielfältigung durch den Druck ſie ſpäter wünſchen. Ich habe in der 
letzten Sitzung bereus die Beſtimmungen der Cenſur-Inſtruction angeführt, 
welche ausdrücklich beſagen, daß Nachrichten über den Gang der Verhandlun⸗ 
gen in den preußiſchen Stände⸗Verſammlungen während der Dauer der letz⸗ 
teren nicht anders als aus offiziellen Berichten gedruckt werden dürfen, und 
welche hinzufügen: „Eben fo find in ſolchen Blättern Petitionen oder ſonſtige 
Schriften, welche an die Landtage gerichtet werden nur inſoweit zum Druck 
zuzulaſſen, als fie durch die gedachten Landtags-Verichte oder amtliche Mit⸗ 
theclungen veröffentlicht worden.“ Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nur auf 
perivditde Schriften. Durch die Declaration vom I. Dezember 1846, welche 
ſich Seite 2 der Gefeg- Sammlung von 1847 findet, iſt dieſe Veſtimmung 
auf alle Druckſchriften ausgedehnt worden. Hiernach ſteht alſo feit, daß Pe⸗ 
titionen, wenn ſie dem Landtage einmal übergeben ſind, nur gedruckt werden 
dürfen, nachdem fie in den amtlichen Veröffentlichungen des Landtages ſtehen, 
oder wenn fie für amtliche Mittherlung erklärt werden. Einer Cenſur be⸗ 
dürfen fie in beiden Fällen nicht, ſondern fie find als amtliche Schriften zu 
betrachten, welche frei von der Cenſur find. Es ergiebt ſich hieraus, daß 
alle Petitionen, von denen die Abtheilungen oder der Landtag annimmt, daß 
fie im Jutereſſe des Vireinigten Landtags gedruckt werden ſollen, ohne Cen⸗ 
ſur gedruckt werden konnen. Es fragt ſich, wie ſoll es mit ſolchen gehalten 
werden, welche nur auf Wunſch der Antragſteller gedruckt werden? Hierüber 
habe ich keine andere Anſicht faſſen können, als daß lediglich die Herren Mar⸗ 
ſchälle zu eutſcheiden haben, ob ein amtliches Intereſſe dieſes Druckes vorliege 
oder nicht. Sobald der Herr Marſchall erklärt, es ſei ein amtliches Inter⸗ 
eſſe vorhanden, ſo erfolgt der Druck ohne Cenſur; fehlt aber eine ſolche Er⸗ 
klärung, ſo halte ich mich als oberaufichende Behörde der Cenſur nicht be⸗ 
fugt, dieſelbe zw erſetzen und den Druck zu erlauben. In dieſem Sinne habe 
ich an die beiden Herren Marſchälle der hohen Kurien unter dem Iaten d. 
M. geſchrieben. Von dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie habe ich keine 


Antwort erhalten und daher angenommen, daß er mit der erklärten Ausfüh⸗ 


rung einverſtanden ſei. Der Herr Marſchall der Drei-Stände⸗Kurie hat mir 
jedoch erwiedert, daß ſein Verhältniß ihm nicht geſtatte, ſich mit einer ſolchen 
Cenfur zu befaſſen. Ich habe hierauf erwiedert und erwiedere hier nochmals, 
daß von einer Cenſur dabei nicht die Rede fei, ſondern blos von der Erklä⸗ 
rung, daß der Druck im Intereſſe des Landtags erfolgen möge und dadurch 
einen amtlichen Charakter erhalte. Sofern ſich alſo der Herr Marſchall ent⸗ 
ſchließt, in dieſer Beziehung die Petitionen einer Prüfung zu unterwerfen, 
damit er befähigt werde, dieſes Anerkenntniß zu geben oder zu verſagen, ſo 
iſt der Konflikt gelöſt; ſofern er ſich aber nicht dazu verſtehen ſollte, kann 
meinerſeus zur Löſung deſſelben nicht beigetragen werden, weil ich nach den 
geſetzlichen Veſtimmungen mich nicht befugt halte, ſolche Petitionen cenſurfrei 
drucken zu laſſen, noch einem Cenſor den Befehl zu ertheiten, etwas zu cen⸗ 
firen, was nach den Bellimmungen der Cenſur-Inſtruction cenfurfrei if. Für 
dieſen Fall wurden die Antragſteller, deren Petitionen nicht durch die Abihei⸗ 
lung, als des Druckes bedürftig, anerkannt werden, keine Erlaubniß zum 
Drucke derſelben erhalten können. 

Marſchall: Als mir die verſchiedenen Petitions⸗Anträge in den erſten 
drei Wochen des Landtags zukamen, habe ich viele derſelben ganz durchgele⸗ 
ſen, die meiſten aber nur ſo weit durchgeleſen, als nothwendig war, um zu 
beſtimmen, welcher Abtheilung ich ſie zutheilen ſollte. Vei dieſer Gelegenheit 
iſt mir in keiner derſelben etwas vorgekommen, was das allermindeſte Beden⸗ 
ken gegen ihren Druck involviren könnte. Wenn mir aber jetzt wieder auf⸗ 
getragen würde, nochmals jeden Antrag in dieſer Beziehung genau zu prü⸗ 
fen, dann allerdings würde ich mich mit den Cenſur⸗Vorſchriften genau ver⸗ 
traut machen und unſerſuchen müſſen, ob ſich darin nicht etwas befände, was 
in unferer Monarchie zu veröffentlichen nicht erlaubt oder einem Bundesſtaate 
unbequem wäre. Solche Unterſuchungen anzaftellen und das Ergebniß ders 
ſelben meinen geehrten Mitſtänden gegenüber auszuführen, habe ich, abgeſe⸗ 
hen von der Zeit, welche dies erfordern würde, für ganz unthunlich gehalten, 
denn wenn ich für eine Petition aus den früher erwähnten Rückſichten die 
Druckerlaubniß zurückgewieſen hätte, fo würde ich am folgenden Tage als 
Verklagter vor der hohen Verſammlung ſtehen, und das wäre eine Stellung, 
die mit der Würde Ihres Marſchalls ganz unvereinbar iſt. Wenn jetzt der 
Herr Landtags ⸗Kommiſſarius erklärt hat oder ich aus feiner Erklärung zu 
entnehmen glaube, daß es auf den Inhalt einer Petition weiter nicht an⸗ 
kommt, ſondern nur darauf, ob fie im amtlichen Intereſſe der hohen Ver⸗ 
ſammlung wünſchenswerth zu drucken ſei, fo ändert das allerdings die Sache. 
Aber auch die Verantwortung dieſer Unterſuchung möchte ich dann nicht gern 
ganz allein übernehmen, und der Ausweg, den ich deshalb vorſchlage, iſt der, 
daß diejenigen Herren, welche wünſchen, daß ihre Petitionen gedruckt werden, 
ſich an die betreffende Abtheilung wenden und ein Urtheil von dieſer verlan⸗ 
gen, ob es für den Gang der Geſchäfte wünſchenswerth ſei, daß die Petition 
zum Druck gelangen könne. Wenn die Abtheilung oder nur ihr Herr Vor⸗ 
ſitzender im Namen derſelben mir eine ſolche Erklärung giebt, werde ich hier⸗ 
nach kein Bedenken haben, das Imprimatur zu ertheilen, Es fragt ſich, ob 
der Herr Landtags⸗Kommiſſar hierin einen genügenden Ausweg findet. 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe gegen diefen Ausweg nichts zu er⸗ 
innern und wünſche nur, daß der Herr Marſchall darauf ſetzt: „Im Inter⸗ 
eſſe des Landtags zum Druck verſtattet.“ Ich bemerke auch ausdrücklich, daß 
deshalb die Herren Marſchälle nicht an die Cenſur-Vorſchriften gebunden 
find; fie follen keine Cenſoten fein, fie follen die Petitionen nur in jener Be⸗ 
ziehung beurtheilen. Dabei fege ich natürlich voraus, daß, wenn eine ſolche 
Petition etwas enthielte, von dem der Herr Marſchall ſelbſt glaubt, daß es 
verderblich ſei, er nicht erklären werde, daß der Abdruck im Intereſſe des 
Landtags liege. 

pet Milde: Ich glaube aus dem, was der Herr Landtage⸗Kommiſſar 
ausgeſprochen hat, vollkommen entnehmen zu dürfen, daß jede Petition, welche 
die einzelnen Abgeordneten hier einbringen, cenſurfrei if. Wir haben Alle 
einen amtlichen Charakter, unſere Petitionen als ſolche haben gleichfalls einen 
amtlichen Charakter, ſie ſind Gegenſtände, die wir hier zur Erörterung und 
Berathung, event, zur Kenntniß der Allerhöchſten Perſon bringen wollen. 


Alle dergleichen Dinge, in ſolchen Verſammlungen auf feierliche Art und Weiſe 
1 beſchlußreif gemacht, ſind amtliche Sachen. Wenn alſo der Hr. 
Landtags⸗Ko mmiſſar darauf hingewieſen hat, daß nach den beſtehenden Cen⸗ 
furgelegen und den Beſtimmungen des deutſchen Bundes alle Petitionen, die 
für das amt liche Bedürfniß der Landtags⸗Verſammlungen nöthigerweiſe ge⸗ 
druckt werden müſſen, auch cenſurfrei find, fo ſcheint mir Diele Angelegenheit 
vollkommen und in genügender Weiſe erledigt. N 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bedaure ſehr, mißverſtanden zu ſein. Es 
ſtcht ausdrücklich im Gefeg: „Petitionen können nur dann, wenn fie durch 
amtliche Mittheilungen u. ſ. w.“ Dadurch, daß eine Petition eingereicht 
wird, erhält fie nicht ipso jure einen amtlichen Charakter, vielmehr habe ich 
verlangt, daß eine Erklärung des Vorſitzenden der Kurie vorausgehe, welcher 
fie als eine ſolche bezeichne, deren Druck im Intereſſe des Landtages liege. 
Ich bitte, anzunehmen, daß ich bei dieſer Erklärung ſo lange ſtehen bleiben 
muß, bis eine andere geſetzliche Beſtimmung erlaſſen werden möchte. Durch 
die Erklärung des Herr Landtags⸗Marſchalls iſt der Weg bezeichnet, wie die 
Druck⸗Erlaubniß zu erlangen. Auf eine Abänderung meiner Erklärung bitte 
ich nicht zu rechnen. 5 . 5 

Abg. Siegfried: Aus den Erkzärungen des Königlichen Herrn Kom⸗ 
miſſars und des Herrn Landtags⸗Marſchalls habe ich entnommen, daß der 
Zuſtand jetzt ein folder iſt: die Petition geht ein, der Marſchall weiſt ſie an 
eine Abtheilung, in der Abtheilung wird ſie geprüft, ob ſie zum Drucke kom⸗ 
men kann oder nicht. Wird ſie für den Druck fähig erachtet, ſo wird die 
Beſcheinigung vom Vorſtande der Abtheilung gegeben und ſie geht zum Druck. 
Ich habe aber noch den Zweifel gehabt und wunſche den gelöſt, ob die Prü⸗ 
fung vom Vorſtande allein oder von der Abth geſchehen jol. Geſchieht Letz⸗ 
teres, ſo iſt Allem genügt. 5 

Marſchall: Das war meine Meinung, nur ſollte es nicht nöthig ſein, 
daß die ſämmtlichen 16 Perſonen der Abth. unterſchreiben, ſondern die Unter⸗ 
ſchrift des Vorfigenden ſollte hinreichen, den Beſchluß derſelben zu beſcheinigen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich wünſche nur, daß dieſe Druckſchriften 
durch mich befördert werden, damit die Druckereien nicht in Zweifel feien. 
Ich wiederhole zugleich, daß die amtliche Erklärung des Herrn Marſchalls, 
daß die Schrift im Intereſſe des Landtags gedruckt werden ſoll, völlig ge⸗ 
nügt, und daß ich kein weiteres Imprimatur zu ertheilen habe. Nur der 
Druckereien und Cenſoren wünſche ich, zur Vermeidung von Mißverſtändniſ⸗ 
ſen, 105 Vermittler zu machen. Aller anderen Einwirkungen werde ich mich 
enthalten. 

Marſchall: Hiernach frage ich die hohe Verſammlung, ob ſie dieſem 
von mir gemachten Vorſchlage beitreten will. (Von allen Seiten: Ja! Ja!) 
Dann werde ich bitten, daß alle diejenigen, welche für ihre Pelitions-Anträge 
das Imprimatur wünſchen, ſich an die betreffenden Abthl. wenden, die ihr 
Geſuch prüfen werden. Wir kommen nun in der Tages-Ordnung zur Bes 
rathung des Gutachtens, betreffend die Petitionen auf Aenderung der Verord— 
nungen vom 3. Februar 1847 mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung. 
Referent iſt Herr Abg. von der Schulenburg. N 

Referent v. d. Schulenburg: Die Zahl der Petitionen und die Reich⸗ 
haltigen des Stoffes, der in ihm verflochten war, hat die Abtheilung zu dem 
Plane geführt, die Materie genau zu ſondern und in der Materie wieder 
die Motive zu ſondern, um eine Verhandlung und Abſtimmung herbeizufüh⸗ 
ren, die Keinen in der hohen Verſammlung kaptivirt. Inwieweit dies der 
Abtheilung gelungen iſt, und ob die hohe Verſammlung das Gutachten ſo 
findet, daß in dieſer Weiſe verhandelt werden kann, muß die Abtheilung der 
hohen Verſammlung unſerem Herrn Marſchall überlaſſen. (Verliaſt die 
Ueberſchrift des Gutachtens:) . 

Gutachten 
der 
ierten Abtheilung der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtages, be⸗ 
zn 1 auf Aenderung der Patente vom 3. Februar 1847 
N mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung. 5 

Gleich bei der Ueberschrift muß ich um Nachſicht bitten, daß bei der 
Eile, mit welcher die Arbeit gefertigt worden iſt, muunter ein Wort unters 
gelaufen it, was nicht recht au feinem Platze ſteht. So hätte nicht, geſagt 
werden können „der Patente,“ ſondern „der Verordnungen“ Ich 
bitte das zu entſchuldigen, es iſt offenbar nur ein Fehler des Referenten. 
(Verlieſt das Gutachten weiter:) Der vierten Abtheilung ſind folgende Pe⸗ 
titionen zur Begutachtung überwieſen: 1) Die Petition der Abg. Schier und 
Kerſten, a) auf periodiſche Zufammenberufung des Vereinigten Landtages in 
gewiſſen Zeit⸗Abſchnitten, event alle 4 Jahre, b) auf Modiſizirung des F. 
6 der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages vom 3. 
Februar 1847, c) auf Beſchränkung der der ſtändiſchen Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen beigelegten Beſugniſſe; 2) die Petition des ubg. Hirſch, 
a) auf periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten Landtages alle 2 oder 
alle 1 Jahre, b) auf Aufhebung des Vereinigten Ausſchuſſcs, e) auf Aufhe⸗ 
bung der der ſtändiſchen Deputauon für das Staatsſchuldenweſen beigelegten 
Beſugniſſe, bei der Aufnahme von Staats⸗Anlehnen mitzuwirken; 3) die Pe⸗ 
tition des Abg. Küpfer, auf periodiſche Wiederkehr der allgemeinen Landtags⸗ 
Verſammlungen in Zeiträumen von 2 Jahren; 4) die Petition des Abg. v. 
Puttkammer, dahin gehend, die Geſetzgebung vom 3. Februar 1847 im Ganz 
zen, wie in den einzelnen Theilen, einer reiflicheren Erörterung zu unterwer⸗ 
ſen und deren Reſultat allerunterthänigſt vorzutragen; 5) die Petition des 
Abg. M. Flemming, auf Erweiterung der ſtändiſchen Rechte; 6) die Peti⸗ 
tion des Abg. Urra, dahin gehend, à) die Beſtimmungen des Patents vom 
3. Februar 1817 mit dem Geſetz vom 17. Januar 1820 in Einklang zu 
bringen, b) auf eine regelmäßige Wiederkehr des Vereinigten Landtages, €) 
den Unterthanen das freie Peultionsrecht zu erhalten; 7) die Petition des 
Abg. Hayn, welche keine beſtimmten Anträge, ſondern nur allgemeine Wünſche 
über die preußiſche Verfaſſung enthält; 8) die Petition der Abg Grätz und 
Naumann, dahin gehend, a) daß Sr. Majeftät dem Könige vorgetragen wer⸗ 
den möge, daß, ſo lange dem Vereinigten Landtage nicht das durch das Ge⸗ 
ſez vom 17. Januar 1820 der reichsſtändiſchen Verſammlung vorbehaltene 
Recht im entſprechenden Umfange übertragen worden, Darlehne, für welche 
nicht das geſammte Vermögen und Eigenthum des Staates zur Sicherheit 
beſtellt wird, überhaupt nicht aufgenommen werden können; b) bei Darleh⸗ 
nen für oder in Kriegszeiten die bloße Zuziehung der ſtändiſchen Deputation 
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für das Staatsſchuldenweſen nicht ausreichend iſt, die nach dem Geſetze vom 
17. Januar 1820 bei Aufnahme von Darlehnen ohne Unterſchied erforder⸗ 
liche Zuziehung und Mitgarantie des Vereinigten Landtags zu erſetzen; c) 
auch außerordentliche Steuern in Kriegszeiten nur dann ausgeſchrieben wer⸗ 
den können, wenn die Stände vorher die betreffenden Geſetz-Entwürfe bera⸗ 
then haben; d) und Se. Majeſtät zu bitten, dieſe Geſetze vom 3. Februar 
1517 mit den älteren Geſetzen nach erfolgter Vereinbarung mit dem Verei⸗ 
nigten Landtag in Einklang zu bringen; 9) die Petition des Abg. Grafen 
v. Schwerin, a) Se. Majeſtät den König zu bitten, das Recht der Stände 
auf 4) periodiſche Einberufung des Vereinigten Landtages, A) das Recht der 


Zuſtimmung deſſelben zu allen vom Staate zu machenden Anleihen, 7) das 


Recht deſſelben, den Beirath zu allen allgemeinen Geſetzen, welche die perſön⸗ 
lichen und Eigenthumsrechte der Unterthanen betreffen, allein rechtsgültig er⸗ 
theilen zu dürfen, anzuerkennen und b) hinſichtlich des §. 9 der Verordnung 
vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten Landtages eine au⸗ 
thentiſche Declaration zu ertheilen, die jeden Zweifel über das Verhältniß der 
Domainen unmöglich macht, c) die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen 
und zu der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen für dieſen 
Landtag auszuſetzen. 10) die Petition des Abg. Grabow, Se. Majeſtät den 
König allerunterthänigſt zu bitten, das unverſehrte Fortbeſtehen ſeitheriger 
Rechte Allergnädigſt anzuerkennen und ſie der neuen Geſetzgebung einzuver⸗ 
leiben, wodurch außer Zweifel geſetzt werden würde, daß a) der Vereinigte 
Landtag diejenige reichsſtändiſche Verſammlung ſei, deren die Verordnung v. 
17. Januar 1820 gedenkt, b) daß er periodiſch jährlich wiederkehren werde, 
c) daß nur er allein die dem ſtändiſchen Ausſchuſſe und der ſtändiſchen De⸗ 
putation für das Staatsſchuldenweſen übertragenen Rechte auszuüben habe 
und dieſe daher fortfallen könnten, d) daß der Vereinigte Landtag alle neuen 
Staatsanleihen ohne alle Ausnahme zu konſentiren und zu allen Steuern 
ſeine Zuſtimmung zu geben habe. 11) Die Petition des Abg. Camphauſen, 
auf regelmäßige Berufung des Vereinigten Landtages von zwei zu zwei Jah⸗ 
ren. 12) Antrag des Abg. Hirſch, eine Bitte an Se. Majeſtät den König 
zu richten, die Verfaſſungsgeſetze nicht ohne Zuſtimmung der Stände zu än⸗ 
dern. Wie ſchon oben erwähnt, betreffen ſaͤmmtliche vorſtehend aufgeführte 
Petitionen die Geſetzgebung vom 3. Februar 1817 entweder im Allgemeinen 
oder in einzelnen Theilen; deshalb war die Abtheilung der Anſicht, daß die 
ſämmtlichen Anträge nicht einzeln, fondern der geſammte Inhalt derſelben 
nach den verſchiedenen Hauptmaterien gefondert zu berathen ſei. Dieſer An⸗ 
ſicht folgend, hat dieſelbe ſich die von den verſchiedenen Antragſtellern ange⸗ 
regten Fragen vorgelegt und wird bei jeder derſelben ihre gutachtliche Mei⸗ 
nung entwickeln und auf Grund derſelben der hohen Verſammlung ihre Vor⸗ 
ſchläge zur Veſchlußnahme gehorſamſt anheimgeben. Im voraus wird noch 
bemerkt, daß diejenigen Petitionen, welche ausführlichere rechtliche Deductionen 
enthalten, dem Gutachten, um daſſelbe nicht ſo voluminös zu machen, gedruckt 
beigegeben ſind, wodurch es möglich war, die Gründe in gedrängterer Kürze 
aufzunchmen und in Bezug auf die weitere Ausführung derſelben ſtets auf 
die Beilagen hiermit zu verweiſen. Da die Petition des Abg. Camphauſen 
bereits vom Antragſteller dem Druck übergeben und an die ſämmtlichen Mit⸗ 
glieder vertheilt iſt, ſo ſind als Beilagen, auf Veranlaſſung der Abth., mit 
abgedruckt: die Petitionen der Abg. Grätz und Naumann, des Abg. Grafen 
von Schwerin und die des Abg. Grabow. 

A. Alle diejenigen in den verſchiedenen Petitionen enthaltenen Anträge, 
welche ſich auf das dem Vereinigten Landtage ſelbſt oder anderen Corpora⸗ 
tionen und Individuen zuſtehende oder zu verleihende oder auszudehnende Pe⸗ 
titionsrecht beziehen, hält die Abth. bereits durch das über dieſen Gegenſtand 
ſchon früher von ihr abgegebene Gutachten für erledigt. B. Was ferner die 
ganz allgemeinen Anträge der Petenten von Puttkammer und Hayn auf Er⸗ 
oͤrterung der Geſetzgebung vom 3. Februar 1847 im Ganzen und in ihren 
einzelnen Theilen anlangt, ſo glaubt die Abth. auf dieſe Anträge in ihrer Allge⸗ 
meinheit nicht eingehen zu dürfen, indem die Allerhöchſten Verordnungen vom 
3. Februar 1847 dem Vereinigten Landtage nicht als a Propoſttionen 
vorliegen, wogegen diejenigen Punkte dieſer Geſetze einer ſpeziellen Erörte⸗ 
rung unterworfen find, welche in den einzelnen Petitionen beſonders hervor 
gehoben oder auch nur angeregt find. C. Der Gegenſtand, der hauptſächlich von 
faſt allen Petenten zum Ziel ihrer Forderungen und Wünſche gemacht iſt, 
bildet die periodische Einberufung des Vereinigten Landtages. Diefe iſt theils 
alljährlich, theils alle zwei, theils alle vier Jahre, theils endlich ohne Anfüh⸗ 
rung beſtimmter Zeitabſchnitte beantragt worden. Sie wird von einzelnen 
Petenten aus Rechtsgründen verlangt, von anderen aus Gründen der Nütz⸗ 
lichkeit für nothwendig erachtet und gewünſcht. er 

Die Abtheilung ſchloß ſich der Anſicht, daß aus den aufgeführten Grün⸗ 
den die Periodizuät des Vereinigten Landtages eben ſo nothwendig als wün⸗ 
ſchenswerth ſei, einſtimmig an und beantwortete die Frage: Soll mit Bezug 
auf die frühere Geſetzgebung, insbeſondere auch aus Nützlichkeits⸗ und inne⸗ 
ren Nothwendigkeitsgründen Se. Majeſtät gebeten werden, die periodiſche Zu⸗ 
ſammenberufung des Vereinigten Landtages in beſtimmten Zeitabſchnitten aus⸗ 
zuſprechen? einſtimmig mit Ja. Eben ſo wurde die Frage: Soll überhaupt 
eine beſtimmte Friſt für die Wiedereinberufung der Stände vorgeſchlagen 
werden? von der Mehrheit der Stimmen bejaht; die Frage aber, ob eine 
alljährliche Einberufung beantragt werden ſolle, mit Ausnahme einer Stimme 
verneint. Nachdem nun die Frage, ob eine zweijährige Einberufung bean⸗ 
tragt werden ſollte, von der Mehrheit der Stimmen bejaht war, kam die 
Abtheilung zu dem Beſchluß, dem hohen Landtage gehorſamſt vorzuſchlagen: 
Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, mit Bezug auf die frü⸗ 
here Geſetzgebung, insbeſondere auch aus Nüglichkeits- und inneren Noth⸗ 
wendigkeitsgründen, die Einberufung des Vereinigten Landtages alle zwei 
Jahre auszusprechen l 

Marſchall: Hier iſt bereits eine Frage ausgeworfen; indeß der Ab⸗ 
ſchnitt, den wir eben gehört haben, ſteht mit dem folgenden in ſo innigem 
Zuſammenhange, daß ich den Herrn Referenten bitte, auch dieſen noch vor⸗ 
zutragen, damit die Herren Redner ſich über beide zugleich äußern können. 

Referent: U. Ebenſo iſt in faſt allen Petitionen der Antrag auf Auf⸗ 
hebung, reſp. Modiſicirung der ſtändiſchen Ausſchüſſe nach dem Geſetz vom 
3. Februar 1817 enthalten. Dieſelbe wird ebenſo, wie bei der Periodizität 
der Verſammlung des Vereinigten Landtages, theils als ein den Ständen 
bereits verlichenes Recht in Anſpruch genommen, theils aus Gründen der 
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praktiſchen Nützlichkeit gewünſcht und nothwendig erachtet. Die Abtheilung 
war der Anſicht, daß wenn Se. Majeſtät die Bitten des Vereinigten Land⸗ 
tages erhöre und demſelben die Periodizität zuſichere, auch das Fortbeſtehen 
der Ausſchüſſe vollkommen überfluffig fein würde. Die Frage: Soll mit Be⸗ 
zug auf die frühere Geſetzgebung, insbeſondere auch aus Gründen der Nütz⸗ 
lichkeit und inneren Nothwendigkeit, Se. Majeſtät der König gebeten werden, 
den Wegfall der Ausſchüſſe in der ihnen durch die Allerhöchſte Verordnung 
vom 3. Februar c. gegebenen Einrichtung auszuſprechen? wurde einſtimmig 
bejaht, weshalb die Abtheilung der hohen Verſammlung gehorſamſt anheim⸗ 
giebt, dieſen Vorſchlag zu ihrem Beſchluß zu erheben. 2 
Marſchall: Ich Felle jetzt den vorgetragenen Theil des Gutachtens 
zur Berathung. a 
Juſtiz⸗Miniſter v. Savigny: Ich bitte ums Wort. Es ſind aus ſehr 
verſchiedenartigen Gründen theils in einzelnen Petitionen, theils auch in dem 
Gutachten der Abtheilung mehr oder weniger Modifikationen in den Geſetzen 
vom 3. Februar d. J. und zunächſt, wovon jetzt die Frage vorliegt, in dem 
Jaan, beantragt worden, daß man verlangt, es ſolle künftig eine periodiſche 
uſammenberufung des Vereinigten Landtages ſtattfinden. Die Gründe ſind 
größtentheils hergenommen von der Zweckmäßigkeit einer ſolchen neuen jetzt 
gewünſchten Einrichtung; mehrere derſelben aber gehen aus von der Behaup⸗ 
tung, daß ſchon aus den früheren Geſetzen ein ſolches Verlangen abgeltitet 
werden könne, daß alſo zwiſchen dem Mangel einer ſolchen periodiſchen Ein⸗ 
berufung, welcher wahrgenommen werde in dem Geſetze vom 3. Februar d. J. 
und dem Inhalte der früheren Geſetze ſich mehr oder weniger ein Wider: 
ſpruch finde. Ich will mich jetzt auf dieſen letzten Punkt beſchränken und der 
hohen Verſammlung eine Prüfung der Gründe, die ſich auf das Verhältniß 
der früheren Geſetze zu dem Geſetz vom 3. Februar 1847 beziehen vortragen. 
Die Gründe, welche aufgeſtellt worden find, um zu deweiſen, daß es an 
einer vollſtändigen Ucbereinſtimmung in Beziehung auf die periodifhe Einbe⸗ 
rufung fehle, ſind von zweierlei Art. Einer derſelben iſt ganz ſpeziell, ins 
dem er aus einer einzelnen Geſetzesſtelle entnommen iſt, der andere hat eine 
mehr allgemeine Natur, er gründet ſich auf eine Combination vieler Stellen. 
Beide Gründe werde ich trennen. Zuerſt wird ein Grund hergenommen aus 
einer einzelnen Geſetzesſtelle, nämlich aus dem §. 13. des Geſetzes vom 17 
Januar 1820. Dieſer §. 13. lautet fo: „Endlich iſt die Staa:sigulden- 
Verwaltungs⸗Behörde verpflichtet, der künftigen reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung alljährlich Rechnung zu legen. Bis zur Einberufung derfelben tritt der 
Staatsrath an deren Stelle.“ Aus dieſer Stelle wird eine vom Geſetzgeber 
übernommene Verpflichtung abgeleitet, die künftige reichsſtändiſche Verſamm⸗ 
lung jährlich einzuberufen. Eine Verpflichtung iſt hier wirklich übernommen, 
es fragt ſich nur: welche Verpflichtung und gegen wen? Allerdings hatte 
der Geſetzgeber die Abſicht gehabt, gegen die Kreditoren in dieſer Stelle eine 
Verpflichtung zu übernehmen, dafür zu ſorgen, daß alljährlich über die 


Staatsſchulden und deren Verwaltung Rechnung gelegt werde, und zwar in 


einer ſicheren, mit gewiſſer Feierlichkeit umgebenen Weiſe. Diefe Rechnung, 
iſt geſagt, soll alljährlich der reichsſtändiſchen Verſammlung gelegt werden, 
zunächſt aber, und bis ſolche ſtattfindet, dem Staatsrathe. Es fragt ſich nun, 
ob diejenige Einrichtung, die das Geſetz vom 3. Februar d. J. der beabſich⸗ 
tigten Rechnungslegung von jetzt an giebt, irgend im Widerspruch ſteht mit 
der früheren Ankündigung, ob dieſe irgend einen begründeten Anſpruch der 
Kreditoren aus dem Art. 13 des Geſetzes von 1820 unerfüllt läßt. Ich muß 
dies durchaus beſtreiten, indem das Geſetz vom 3. Februar vorſchreibt, daß 
die Deputation, welche zu der Rechnungslegung mitwirken ſoll, gebildet werde 
aus Mitgliedern der Stände, daß ſie gewählt werde von den Ständen. Da⸗ 
durch iſt dieſe Deputation gerade die ſtändiſche Behörde geworden, an welche 
nach der Ankündigung des Art. 13. die Rechnungslegung erfolgen ſoll, und 
fie erhält dazu ihren Auftrag keinesweges durch die wählende Behörde, ſon⸗ 
dern unmittelbar aus dem Geſetz. Man könnte gegen die Rechtsgültigkeit 
eine Einwendung etwa daher entnehmen, daß man behauptete, es ſei dieſer 
Akt zu wichtig und fiche deshalb außer Verhältniß mit einer fo wenig zahl⸗ 
reichen Vehörde. Dieſe Behauptung würde einigen Schein haben, wenn in 
der ſtändiſchen Mitwirkung zu der Rechnungslegung ein gefährlicher binden⸗ 
der Akt enthalten wäre. Der einzige bindende Akt iſt in der Decharge ent⸗ 
halten, und der Geſetzgeber hat ſich neben der Mitwirkung des Staatsraths, 
ſo wie der reichsſtändiſchen Verſammlung, die Decharge ſelbſt vorbehalten. 
Es iſt ausdrücklich hinzugefügt, daß der Staatsrath wie die reichsſtändiſche 
Verſammlung ſich beſchränken ſolle auf Erſtattung eines prüfenden Gutach⸗ 
tens. Es muß aber behauptet werden, daß der Geſetzgeber durchaus nicht 
die Abſicht gehabt hat, ſich für die künftige Art der Eintichtung auf irgend 
eine Weiſe die Hände zu binden. Die Abſicht des Geſetzes wird für jeden 
unbefangenen Leſer des Artikels 13. gewiß nur darin geſucht werden können, 
die möglichſte Sicherheit den Kreditoren zu gewähren; und es iſt ſtets und 
allgemein anerkannt worden, daß jedes Geſetz nur aus dem Gedanken erklärt 
werden müſſe, welchen der Geſetzgeber hat hineinlegen wollen. Im Weſent⸗ 
lichen ſcheint mir die Abtheilung mit den hier gewonnenen Reſultaten überein⸗ 
zuſtimmen, denn ſie hat S. 7 erklärt, daß aus Artikel 13 ein Rechtsanſpruch 
auf alljährliche Einberufung der reichsſtändiſchen Verſammlung nicht abgelti> 
tet werden könne Kann aber daraus ein Rechtsanſpruch auf alljährliche 
Einberufung nicht abgeleitet werden, fo kann überhaupt kein ähnlicher An⸗ 
ſpruch darauf begründet werden, da augenſcheinlich Artikel 13 nur von 
alljährlichen Verſammlungen ſpricht. Was die allgemeineren Gründe betrifft, 
ſo habe ich ſchon voraus erklärt, daß dieſe nicht entnommen ſind aus irgend 
einer einzelnen Geſetzesfiele, fondern aus der Combination mehrerer Aruße- 
rungen der früheren Geſetze, alſo aus einem Total⸗Eindruck derſelben, und 
dieſe hängen großentheils zuſammen mit dem folgenden Punkte, worauf 
gleichfalls der Vortrag des Herrn Reſerenten ſchon gerichtet geweſen iſt, näm⸗ 
lich mit der Einberufung der Ausſchüſſe. Beides hängt weſentlich hier zu⸗ 
ſammen, die Gründe ſind auch zum Theil wörtlich wiederholt oder ergänzt 
auf Seite 5 und 11 des Gutach df a nämlich behauptet worden, daß 
durch die früheren Geſetze reichsſtändi 147 se fantmlungen angekündigt worden 
ſeien mit ſolchen Attributionen, deren Erle Wied 1 gefunden werden könne 
unter der Vorausſetzung einer periodiſchen Wiederkehr folder Verſammlun⸗ 
gen. Daraus wird alſo die Nothwendigkeit der periodiſchen Wiederkehr einer 
reichsſtändiſchen Verſammlung überhaupt abgeleitet Nun iſt allerdings in 
dem Geſetze vom 3. Februar d. J. ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die Aus. 


ſchüſſe periodiſch wiederkehren ſollen. Es wird aber ferner die Behauptung 
aufgeſtellt, daß in jedem Falle nur der Vereinigte Landtag könne betrachtet 
werden als wahre reichsſtändiſche Verſammlung im Sinne der früheren Ge⸗ 
ſetze, daß alſo die Nolhwendigkeit periodiſcher Einberufung einer reichsſtändi⸗ 
ſchen Verſammlung, die durch die frühere Geſetzgebung begründet und in 
Ausſicht geſtellt wurde, identiſch ſei mit der periodiſchen Einberufung des 
Vereinigten Landtages, indem den Ausſchüſſen der Name und die Ei⸗ 
genſchaft einer reichsſtändiſchen Verſammlung nicht beigelegt werden könne. 
Dieſes ganze Argument hängt alſo zuſammen mit der Beweisführung, daß 
Name und Eigenſchaft einer reichsſtändiſchen Verſammlung im Sinne der 
früheren Geſetzgebung nur allein dem Vereinigten Landtage zukommen und 
in keinem Falle gebunden werden können an eine andere Art der Verſamm⸗ 
lungen, die durch das Geſetz vom 3. Februar c. eingeführt werden. Auf 
dieſe Beweisführung kommt Alles an, und dieſe iſt auch in der That durch 
mehrere Gründe verſucht worden. Der erſte Grund wird darin geſetzt: das 
Geſetz vom Jahre 1823 verordne ausdrücklich, daß die künftige reichsſtändi⸗ 
ſche Verſammlung aus den Provinzial⸗Ständen hervorgehen ſolle. Nun aber 
gehe, wie auch im Gutachten Seite 5 bemerkt iſt, nur allein der Vereinigte 
Landtag wirklich aus den Provinzial⸗Ständen hervor, die anderen, durch 
das Gefeg vom 3. Februar eingeführten Verſammlungen nicht, alſo könne 
nur jener, nicht dieſe Anſpruch darauf machen, als reichsſtändiſche Verſamm⸗ 
lung angefehen zu werden. Es fragt ſich aber, wie ſollen denn die anderen 
Verſammlungen, die Ausſchüſſe und die Deputation, nach der Verordnung 
vom 3. Februar entſtehen? Sie ſollen gebildet werden lediglich aus Mit⸗ 
gliedern der Stände. Wenn dieſe Bildung derſelben, dieſe Auswahl derſel⸗ 
ben aus Mitgliedern der Stände auf irgend eine ganz willkürliche Weiſe, 
z. B. durch das Lors, angeordnet wäre, fo würde ſelbſt dann nicht bezwei⸗ 
felt werden können, daß fie aus den Provinzial-Ständen hervorgingen. 
Aber eine ſolche Anordnung iſt nicht geſchehen. Das Geſetz vom ten Fe⸗ 
bruar tagt vielmehr ausdrücklich, fie ſollen nicht nur aus Mitgliedern der 
Provinzial-Stände beſtehen, ſondern fie ſollen auch, wie es bei den Aus⸗ 
ſchüſſen heißt, durch die Vertreter der einzelnen Provinzen gewählt wer⸗ 
den, oder, wie bei der Deputation geſagt wird, von den Ständen dieſer 
Provinz. Indem ſie alſo ausſchließend beſtehen aus Mitgliedern der Pro⸗ 
vinzial-Stände und zugleich durch dicſelben gebildet und gewählt werden ſol⸗ 
len, iſt es in der That ſchwer zu begreifen, wie ſolchen Verſammlungen, die 
auf dieſe ausſchlichend ſtändiſche Weiſe entſtehen, die Eigenſchaft verſagt wer⸗ 
den könne, aus den Provinzial-Ständen hervorgegangen zu fein, wie alſo 
hierin eine Abweichung gefunden werden möge, ſei es vom Geiſt und Sinn, 
fei es vom Wortlaut des Geſetzes von 1823, nach welchem allerdings die 
künftige reichsſtändiſche Verſammlung hervorgehen ſoll aus den Provinzial⸗ 
Ständen. Der zweite Grund iſt daraus hergenommen, daß in mehreren Stel» 
len der früheren Geſetze nur von Einer reichsſtändiſchen Verſammlung die 
Rede ſti, nicht von mehreren, daß alſo die reichsſtändiſche Verſammlung, die 
in Ausſicht geſtellt und er Lr 5 jo 8 erwähnt werde, 
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begründet find durch die Geſetze vom 3. Februar d. J. Es wird noch hin⸗ 
zugefügt, die Fortdauer der früheren Gefege werde in den Geſetzen vom 3. 
Februar ausdrücklich anerkannt, indem dieſe Geſetze vom 3. Februar ſich nur 
als Fortbau der früheren Geſetze ankündigten. Gerade aber in dieſem letzten 
Ausdruck liegt nicht ſowohl eine Widerlegung, als vielmehr eine Berichtigung 
der erſten Behauptung. Indem nämlich das Geſetz vom 3. Februar ſich als 
einen Fortbau der früheren ſtändiſchen Geſetzgebung ankündigt, hat es eben damit 
nicht anerkennen wollen, daß die früheren wefege in ihrer eigenthümlichen Form 
und Vegränzung fortbefichen und nebenher fortwirken ſollen. Jene Geſetze vom. 
Febr. elklären fi vielmehr als eine Fortſetzung und Fortentwickelung derſelben. 
Ein dritter Grund, aus welchem es unmöglich fein ſoll, mehrere ſolche ſtän⸗ 
diſche Organe neben einander anzuerkennen, welchen allen der Name und die 
Eigenſchaft einer reichsſtändiſchen Verſammlung mehr oder weniger zugeſchrie⸗ 
ben werden könne, ein dritter Grund dieſer Art, ſage ich, wird hergenommen 
aus dem abſtrakten Begriffe der Corporation. Es wird nämlich behauptet, 
es liege in der Natur einer jeden Corporation, daß ihre Functionen nur ein⸗ 
heitlich ausgeübt werden können. Da nun die reichsſtändiſche Verſammlung, 
welche angekündigt worden, eine Corporation fein ſollte, fo könne nur eine 
reichsſtändiſche Verſammlung nach dem abſtrakten Begriffe der Corporation 
überhaupt gedacht werden. (Gutachten S. 11.) Dieſes Argument wird ſchon 
dadurch entkräftet, daß bekanntlich die meiſten und wichtigſten Corporationen 
in ihren verſchiedenen Functionen mannigfaltig gegliedert ſind, nicht blos in 
unferer Städte-Ordnung, ſondern auch in den ſtadtiſchen Verfaſſungen, die 
in Deutſchland ſeit vielen Jahrhunderten ſich ausgebildet und erhalten haben. 
Die politiſchen Fu ktionen der ſtädtiſchen Gemeinden ſind an ſehr verſchiedene 
Organe und Kollegien vertheilt, und es ergiebt alſo der abſtrakte Begriff der 
Corporation kein Hinderniß für eine ſolche Vertheilung. Endlich wird noch 
ein letzter Grund daher genommen, daß geſagt wird, die Krone habe in den 
früheren Geſetzen nur den Vorbehalt gemacht, das Wie hinſichtlich der Ein⸗ 
führung einer allgemein Landtags-Repräſentation zu beflimmen. tach⸗ 
ten S. II, 12.) So wie fie einmal, was durch die Gefege vom 3. Februar 
d. 3. geſchehen fei, irgend eiwas, was den Namen der Landes⸗Repräſenta⸗ 
tion führen könne, eingeführt habe, habe jenes fernere Recht aufgehört, und 
es fei kein anderer Vorbehalt des freien Ermeſſens in den früheren Gefegen 
gemacht worden, als lediglich in Beziehung auf den Akt der Einführung. 
Nun ſagt aber das Geſetz von 1823 ganz ausdrücklich: „Wann eine allge⸗ 
meine Zuſammenberufung der allgemeinen Landſtände erforderlich ſein wird 
und wie fie dann aus den Provinzialländen hervorgehen ſollen, darüber bleiben 
die weiteren Beſtimmungen vorbehalten“ Hieraus geht nun klar hervor, 
daß das frei vorbehaltene Wie ſich nicht blos auf den Akt der Einführung, 
ſondern gerade vorzugsweiſe auf den Akt der Bildung, der Zuſammenſetzung, 
der Organiſation der verheihenen Reichsſtände beziehen ſollte, alſo gerade auf 
dasjenige, was in den Geſetzen vom 3 Februar d. J. in der That vollzogen 
worden iſt. Es kann alſo nicht zugegeben werden, daß der Vorbehalt auf den 
Akt der Einführung beſchränkt geweſen fei, denn der freie Vorbehalt bezog 
ſich vielmehr auf die ganze Einrichtung. . 4 


(Schluß folgt.) 


